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 Entwurf eines Gesetzes für bessere Beschäftigungschancen am Arbeitsmarkt –
 Beschäftigungschancengesetz

 A.  Problem und Ziel

 Im  Jahr  2009  ging  die  wirtschaftliche  Produktion  in  Deutschland  in  bisher  nicht
 gekanntem  Ausmaß  zurück.  Aufgrund  der  internationalen  Verflechtung  ist
 Deutschland  als  exportorientierte  Nation  von  der  Wirtschafts-  und  Finanzmarkt-
 krise  besonders  betroffen.  Der  deutsche  Arbeitsmarkt  hat  sich  aufgrund  der
 positiven  Effekte  bestehender  beziehungsweise  dieser  Situation  angepasster  ar-
 beitsmarktpolitischer  Instrumente  als  stabil  erwiesen.  Die  Arbeitslosenzahl  ist
 nicht  im  befürchteten  Ausmaß  gestiegen.  Jetzt  gilt  es,  arbeitsmarktpolitisch  für
 die  erwartete  Erholung  der  Wirtschaft  gerüstet  zu  sein  und  auf  dem  Arbeitsmarkt
 die  Voraussetzungen  für  neues  Wirtschafts-  und  Beschäftigungswachstum  zu
 schaffen.  Das  Beschäftigungschancengesetz  enthält  verschiedene  gesetzliche
 Regelungen,  die  in  jeweils  spezifischer  Weise  zur  Sicherung  oder  zur  Erschlie-
 ßung von Beschäftigungsmöglichkeiten beitragen.

 Das  Instrument  Kurzarbeit  hat  den  deutschen  Arbeitsmarkt  stabilisiert  und  ver-
 hindert  nach  wie  vor  Arbeitslosigkeit  in  größerem  Umfang.  Die  Folgen  der  welt-
 weiten  Finanz-  und  Wirtschaftskrise  auf  dem  Arbeitsmarkt  dauern  an;  eine  flä-
 chendeckende  Entspannung  ist  noch  nicht  in  Sicht.  Manche  Unternehmen
 erreicht  die  Krise  erst  in  den  nächsten  Monaten  und  wird  sie  über  das  Jahr  2010
 hinaus  vor  Herausforderungen  stellen.  Auch  diese  Betriebe  müssen  dabei  unter-
 stützt  werden,  ihre  nicht  ausgelasteten  Belegschaften  über  die  Krise  hinweg  zu
 halten und damit anderenfalls notwendige Entlassungen zu vermeiden.

 B.  Lösung

 Um  den  oben  dargestellten  Problemen  zu  begegnen,  sollen  unter  anderem  fol-
 gende Maßnahmen umgesetzt werden:

 –  Verlängerung  der  wesentlichen  Erstattungsregelungen  der  Sozialversiche-
 rungsbeiträge  bei  Kurzarbeit,  Verlängerung  der  Erleichterungen  der  gesetz-
 lichen  Voraussetzungen  für  Kurzarbeitergeld  und  Gleichstellung  von  Kon-
 junktur- und Saisonkurzarbeitergeld,

 –  Verbesserung  der  Regelung  zur  Förderung  der  Teilnahme  an  Transfermaß-
 nahmen  und  des  Transferkurzarbeitergeldes,  um  die  Auswirkungen  von
 Personalabbau  in  Zeiten  der  Wirtschaftskrise  und  des  Strukturwandels  abzu-
 federn,



Drucksache 17/1945 – 2 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
–  Fortführung  der  Möglichkeit  für  Auslandsbeschäftigte  und  arbeitslose  Exis-
 tenzgründer,  in  der  Arbeitslosenversicherung  ein  Versicherungspflichtver-
 hältnis auf Antrag einzugehen.

 Um  im  Übergang  zum  Aufschwung  bestimmte  Arbeitsmarktinstrumente  zu-
 nächst  unverändert  weiter  einsetzen  zu  können  und  eine  ganzheitliche  Überprü-
 fung  aller  Arbeitsmarktinstrumente  im  Jahr  2011  zu  ermöglichen,  sollen  be-
 stimmte  zeitlich  befristete  Regelungen  bis  zum  Abschluss  der  Überprüfung  der
 Instrumente der Arbeitsförderung zunächst verlängert werden. Dies sind:

 –  Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer,

 –  Eingliederungszuschuss für Ältere,

 –  Weiterbildung  beschäftigter  älterer  Arbeitnehmer  in  kleinen  und  mittleren
 Unternehmen (KMU),

 –  erweiterte Berufsorientierung,

 –  Ausbildungsbonus bei Insolvenz.

 C.  Alternativen

 Keine

 D.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Durch  die  Einführung  einer  unbefristeten  freiwilligen  Weiterversicherung  in  der
 Arbeitslosenversicherung,  der  Änderungen  bei  Transfermaßnahmen  sowie
 Transferkurzarbeitergeld,  der  Verlängerung  der  Entgeltsicherung  für  ältere  Ar-
 beitnehmer  und  der  verlängerten  Sonderregelungen  beim  Kurzarbeitergeld  erge-
 ben  sich  für  die  Bundesagentur  für  Arbeit  (BA)  Mehrkosten  von  insgesamt  rund
 690  Mio.  Euro  in  den  Jahren  2011  bis  2014.  Dabei  stehen  in  der  Summe  Mehr-
 kosten  in  den  Jahren  2011  und  2012  Einsparungen  in  den  Jahren  2013  und  2014
 gegenüber.  Minderausgaben  beim  Arbeitslosengeld  infolge  der  Vermeidung  von
 Arbeitslosigkeit  insbesondere  durch  Kurzarbeit  wurden  nicht  berücksichtigt,  da
 sie  in  ihrer  exakten  Höhe  nicht  bezifferbar  sind.  Sie  dürften  aber  einen  großen
 Teil der Mehrausgaben kompensieren.

 Zudem  ergeben  sich  zusätzliche  Einnahmen  der  Sozialversicherungen  von  rund
 65  Mio.  Euro  jährlich  sowie  –  in  einem  geringeren  Umfang  –  nicht  näher  bezif-
 ferbare  Minderausgaben  für  Bund  und  Kommunen  bei  der  Grundsicherung  für
 Arbeitsuchende.

 Beim  Ausbildungsbonus  ergeben  sich  Mehrausgaben  bis  zum  Jahr  2013
 einschließlich  der  Ausfinanzierung  bis  zum  Jahr  2017  in  Höhe  von  rund
 18  Mio.  Euro zulasten des Haushalts der BA.

 – in Mio. Euro –  2011  2012  2013  2014

 Mehrkosten Bundesagentur für Arbeit  777  44  –66  –66

 Freiwillige Weiterversicherung  63  –11  –11  –11

 Transfermaßnahmen  –5  –5  –5  –5

 Transferkurzarbeitergeld  –50  –50  –50  –50

 Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer  59

 Sonderregelungen Kurzarbeitergeld  710  110
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Neben  den  beschriebenen  Änderungen  werden  weitere  gesetzliche  Regelungen
 verändert  beziehungsweise  verlängert.  Diese  betreffen  Ermessensleistungen  des
 Zweiten  und  Dritten  Buches  Sozialgesetzbuch.  Aufwendungen  für  diese  Leis-
 tungen  werden  dadurch  ausgeglichen,  dass  andere  Ermessensleistungen  im  ent-
 sprechenden  Eingliederungstitel  weniger  stark  in  Anspruch  genommen  werden.
 Die Gesamtausgaben werden daher nicht erhöht.

 2. Vollzugsaufwand

 Die  freiwillige  Weiterversicherung  in  der  Arbeitslosenversicherung,  die  Verlän-
 gerung  der  Erstattung  der  Sozialversicherungsbeiträge  bei  Kurzarbeit  sowie  die
 Verlängerung  weiterer  arbeitsmarktpolitischer  Maßnahmen  führen  zu  einem
 erhöhten  Vollzugsaufwand  bei  der  BA,  der  in  etwa  dem  Aufwand  der  jetzigen
 befristeten Regelungen entspricht.

 Die  Arbeitsuchendmeldung  der  Transferkurzarbeiter  sowie  die  frühzeitigere  und
 intensivere  Beratung  durch  die  Agenturen  für  Arbeit  führen  für  diese  zu  einem
 erhöhten  Verwaltungsaufwand.  Durch  die  effizientere  Vermittlung  verringert
 sich  der  Verwaltungsaufwand  für  die  anschließende  Betreuung  von  Arbeitslosen.

 E.  Sonstige Kosten

 Auswirkungen  auf  das  Preisniveau,  insbesondere  auf  das  Verbraucherpreis-
 niveau, sind nicht zu erwarten.

 F.  Bürokratiekosten

 Mit  der  Arbeitsuchendmeldung  wird  für  Bezieher  von  Transferkurzarbeitergeld
 eine  neue  Informationspflicht  eingeführt.  Für  Transfergesellschaften  als  Arbeit-
 geber  wird  eine  halbjährliche  Informationspflicht  abgeschafft  und  eine  monat-
 liche Informationspflicht erweitert.

 Im  Zusammenhang  mit  den  Regelungen  zum  Kurzarbeitergeld  werden  je  eine
 zusätzliche  und  eine  vereinfachte  Informationspflicht  für  die  Wirtschaft  befristet
 verlängert.

 Durch  die  weiteren  Regelungen  werden  bestehende  Informationspflichten  be-
 fristet verlängert.
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Anlage 1
 Entwurf eines Gesetzes für bessere Beschäftigungschancen am  Arbeitsmarkt –
 Beschäftigungschancengesetz

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch

 Das  Dritte  Buch  Sozialgesetzbuch  –  Arbeitsförderung  –
 (Artikel  1  des  Gesetzes  vom  24.  März  1997,  BGBl.  I  S.  594,
 595),  das  zuletzt  durch  …  (BGBl.  I  S.  …)  geändert  worden
 ist, wird wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Die  Angabe  zum  Zweiten  Abschnitt  des  Zweiten  Ka-
 pitels wird wie folgt gefasst:

 „ Z w e i t e r  A b s c h n i t t

 Ve r s i c h e r u n g s p f l i c h t v e r h ä l t n i s  a u f
 A n t r a g “ .

 b)  In  der  Angabe  zu  §  345b  werden  die  Wörter  „freiwil-
 liger  Weiterversicherung“  durch  die  Wörter  „einem
 Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag“ ersetzt.

 c)  In  der  Angabe  zu  §  349a  werden  die  Wörter  „freiwil-
 liger  Weiterversicherung“  durch  die  Wörter  „einem
 Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag“ ersetzt.

 d)  Nach  der  Angabe  zu  §  434t  wird  folgende  Angabe
 eingefügt:

 „§  434u  Beschäftigungschancengesetz“.

 2.  In  §  11  Absatz  1  Satz  1  wird  das  Wort  „seine“  durch  das
 Wort „ihre“ ersetzt.

 3.  Die  Überschrift  des  Zweiten  Abschnitts  des  Zweiten  Ka-
 pitels wird wie folgt gefasst:

 „ Z w e i t e r  A b s c h n i t t

 Ve r s i c h e r u n g s p f l i c h t v e r h ä l t n i s  a u f
 A n t r a g “ .

 4.  §  28a wird wie folgt gefasst:

 „§  28a

 Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag

 (1)  Ein  Versicherungspflichtverhältnis  auf  Antrag  kön-
 nen Personen begründen, die

 1.  als  Pflegeperson  einen  der  Pflegestufen  I  bis  III  im
 Sinne  des  Elften  Buches  zugeordneten  Angehörigen,
 der  Leistungen  aus  der  sozialen  Pflegeversicherung
 nach  dem  Elften  Buch  oder  Hilfe  zur  Pflege  nach  dem
 Zwölften  Buch  oder  gleichartige  Leistungen  nach  an-
 deren  Vorschriften  bezieht,  wenigstens  14  Stunden
 wöchentlich pflegen,

 2.  eine  selbständige  Tätigkeit  mit  einem  Umfang  von
 mindestens  15  Stunden  wöchentlich  aufnehmen  und
 ausüben oder

 3.  eine  Beschäftigung  mit  einem  Umfang  von  mindes-
 tens  15  Stunden  wöchentlich  in  einem  Staat,  in  dem
 die  Verordnung  (EWG)  Nr.  1408/71  des  Rates  vom
 14.  Juni  1971  zur  Anwendung  der  Systeme  der  sozia-
 len  Sicherheit  auf  Arbeitnehmer  und  Selbständige
 sowie  deren  Familienangehörige,  die  innerhalb  der
 Gemeinschaft  zu-  und  abwandern  (ABl.  L  149  vom
 5.7.1971,  S.  2)  –  in  der  jeweils  geltenden  Fassung  –
 nicht anzuwenden ist, aufnehmen und ausüben.

 Gelegentliche  Abweichungen  von  der  in  den  Nummern  1
 bis  3  genannten  wöchentlichen  Mindeststundenzahl  blei-
 ben unberücksichtigt, wenn sie von geringer Dauer sind.

 (2)  Voraussetzung  für  die  Versicherungspflicht  ist,
 dass der Antragsteller

 1.  innerhalb  der  letzten  24  Monate  vor  Aufnahme  der
 Tätigkeit  oder  Beschäftigung  mindestens  zwölf  Mo-
 nate  in  einem  Versicherungspflichtverhältnis  gestan-
 den hat,

 2.  eine  Entgeltersatzleistung  nach  diesem  Buch  unmit-
 telbar  vor  Aufnahme  der  Tätigkeit  oder  Beschäfti-
 gung bezogen hat oder

 3.  eine  als  Arbeitsbeschaffungsmaßnahme  geförderte
 Beschäftigung,  die  ein  Versicherungspflichtverhältnis
 nach  den  Vorschriften  des  Ersten  Abschnitts  oder  den
 Bezug  einer  laufenden  Entgeltersatzleistung  nach  die-
 sem  Buch  unterbrochen  hat,  unmittelbar  vor  Aufnah-
 me der Tätigkeit oder Beschäftigung ausgeübt hat

 und  weder  versicherungspflichtig  (§§  25,  26)  noch  versi-
 cherungsfrei  (§§  27,  28)  ist;  eine  geringfügige  Beschäfti-
 gung  (§  27  Absatz  2)  schließt  die  Versicherungspflicht
 nicht  aus.  Die  Begründung  eines  Versicherungspflicht-
 verhältnisses  auf  Antrag  nach  Absatz  1  Nummer  2  ist
 ausgeschlossen,  wenn  der  Antragsteller  bereits  versiche-
 rungspflichtig  nach  Absatz  1  Nummer  2  war,  die  zu  die-
 ser  Versicherungspflicht  führende  Tätigkeit  zweimal  un-
 terbrochen  hat  und  in  den  Unterbrechungszeiten  einen
 Anspruch auf Arbeitslosengeld geltend gemacht hat.

 (3)  Der  Antrag  muss  spätestens  innerhalb  von  drei  Mo-
 naten  nach  Aufnahme  der  Tätigkeit  oder  Beschäftigung,
 die  zur  Begründung  eines  Versicherungspflichtverhält-
 nisses  auf  Antrag  berechtigt,  gestellt  werden.  Nach  einer
 Pflegezeit  im  Sinne  des  §  3  Absatz  1  Satz  1  des  Pflege-
 zeitgesetzes  muss  der  Antrag  abweichend  von  Satz  1  in-
 nerhalb  von  drei  Monaten  nach  Beendigung  der  Pflege-
 zeit  gestellt  werden.  Das  Versicherungspflichtverhältnis
 beginnt mit dem Tag, an dem erstmals die Voraussetzun-
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gen  nach  den  Absätzen  1  und  2  erfüllt  sind;  im  Falle
 einer  vorangegangenen  Pflegezeit  nach  §  3  Absatz  1
 Satz  1  des  Pflegezeitgesetzes  jedoch  frühestens  mit
 dem Ende dieser Pflegezeit.

 (4)  Die  Versicherungspflicht  nach  Absatz  1  ruht,
 wenn  während  der  Versicherungspflicht  nach  Absatz  1
 eine  weitere  Versicherungspflicht  (§§  25,  26)  oder  Ver-
 sicherungsfreiheit  nach  §  27  eintritt.  Eine  geringfügige
 Beschäftigung  (§  27  Absatz  2)  führt  nicht  zum  Ruhen
 der Versicherungspflicht nach Absatz 1.

 (5) Das Versicherungspflichtverhältnis endet,

 1.  wenn  der  Versicherte  eine  Entgeltersatzleistung
 nach §  116 Nummer 1 bis 3 bezieht,

 2.  mit  Ablauf  des  Tages,  an  dem  die  Voraussetzungen
 nach Absatz 1 letztmals erfüllt waren,

 3.  wenn  der  Versicherte  mit  der  Beitragszahlung  länger
 als  drei  Monate  in  Verzug  ist,  mit  Ablauf  des  Tages,
 für den letztmals Beiträge gezahlt wurden,

 4.  in den Fällen des §  28,

 5.  durch  Kündigung  des  Versicherten;  die  Kündigung
 ist  erstmals  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  zulässig;
 die  Kündigungsfrist  beträgt  drei  Monate  zum  Ende
 eines Kalendermonats.“

 5.  In  §  38  Absatz  3  Satz  1  Nummer  1  werden  nach  dem
 Wort  „Arbeitslosigkeit“  die  Wörter  „oder  Transferkurz-
 arbeitergeld“ eingefügt.

 6.  In  §  43  Absatz  2  Nummer  2  wird  das  Wort  „es“  durch
 das Wort „sie“ ersetzt.

 7.  In  §  86  Absatz  3  werden  die  Wörter  „den  Absätzen  1
 bis  3“  durch  die  Wörter  „den  Absätzen  1  und  2“  ersetzt.

 8.  In  §  144  Absatz  1  Satz  2  Nummer  2  wird  das  Wort  „ar-
 beitssuchend“ durch das Wort „arbeitsuchend“ ersetzt.

 9.  In  §  189a  Absatz  2  wird  die  Angabe  „§  32b  Abs.  4“
 durch die Angabe „§  32b Absatz 3“ ersetzt.

 10.  §  216a wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  Satz 1 wird wie folgt geändert:

 aaa)  Der  Nummer  1  wird  folgende  Nummer  1
 vorangestellt:

 „1.  sich  die  Betriebsparteien  im  Vorfeld
 der  Entscheidung  über  die  Einführung
 von  Transfermaßnahmen,  insbeson-
 dere  im  Rahmen  ihrer  Verhandlungen
 über  einen  die  Integration  der  Arbeit-
 nehmer  fördernden  Interessenaus-
 gleich  oder  Sozialplan  nach  §  112  des
 Betriebsverfassungsgesetzes,  durch
 die  Agentur  für  Arbeit  beraten  las-
 sen,“.

 bbb)  Die  bisherigen  Nummern  1  bis  4  werden
 die Nummern 2 bis 5.

 bb)  In  Satz  2  werden  nach  dem  Wort  „beteiligen“
 die  Wörter  „,  mit  Ausnahme  von  Maßnahmen
 zur  Feststellung  der  Eingliederungsaussichten“
 eingefügt.

 b)  In  Absatz  2  Satz  2  wird  das  Wort  „aufzuwendenden“
 durch  die  Wörter  „erforderlichen  und  angemesse-
 nen“ ersetzt.

 c)  Absatz 4 wird aufgehoben.

 d)  Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4.

 11.  §  216b wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  3  wird  das  Wort  „und“  durch  ein
 Komma ersetzt.

 bb)  Nach  Nummer  3  wird  folgende  Nummer  4  ein-
 gefügt:

 „4.  sich  die  Betriebsparteien  im  Vorfeld  der
 Entscheidung  über  die  Inanspruchnahme
 von  Transferkurzarbeitergeld,  insbesonde-
 re  im  Rahmen  ihrer  Verhandlungen  über
 einen  die  Integration  der  Arbeitnehmer  för-
 dernden  Interessenausgleich  oder  Sozial-
 plan  nach  §  112  des  Betriebsverfassungs-
 gesetzes,  durch  die  Agentur  für  Arbeit
 beraten lassen und“.

 cc)  Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5.

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  1  wird  das  Wort  „und“  durch  das
 Wort „werden,“ ersetzt.

 bb)  In  Nummer  2  wird  der  abschließende  Punkt
 durch ein Komma ersetzt.

 cc)  Folgende Nummern 3 und 4 werden angefügt:

 „3.  die  Organisation  und  Mittelausstattung  der
 betriebsorganisatorisch  eigenständigen  Ein-
 heit  den  angestrebten  Integrationserfolg  er-
 warten lassen und

 4.  ein  System  zur  Sicherung  der  Qualität  an-
 gewendet wird.“

 c)  Absatz 4 Satz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

 „4.  sich  vor  der  Überleitung  in  die  betriebsorgani-
 satorisch  eigenständige  Einheit  aus  Anlass  der
 Betriebsänderung  bei  der  Agentur  für  Arbeit  ar-
 beitsuchend  meldet;  die  Verpflichtung  nach
 §  38 Absatz 1 bleibt hiervon unberührt.“

 d)  Absatz 5 Satz 3 wird aufgehoben.

 e)  Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

 „(6)  Während  des  Bezugs  von  Transferkurzarbei-
 tergeld  hat  der  Arbeitgeber  den  geförderten  Arbeit-
 nehmern  Vermittlungsvorschläge  zu  unterbreiten.
 Stellt  der  Arbeitgeber  oder  die  Agentur  für  Arbeit
 fest,  dass  Arbeitnehmer  Qualifizierungsdefizite  auf-
 weisen,  soll  der  Arbeitgeber  geeignete  Maßnahmen
 zur  Verbesserung  der  Eingliederungsaussichten  an-
 bieten. Als geeignet gelten insbesondere

 1.  Maßnahmen,  bei  denen  für  die  Qualifizierungs-
 maßnahme  und  den  Bildungsträger  die  erfor-
 derlichen  Zulassungen  nach  den  §§  84  und  85
 in  Verbindung  mit  der  Anerkennungs-  und  Zu-
 lassungsverordnung  Weiterbildung  durch  eine
 fachkundige Stelle vorliegen, oder
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2.  eine  zeitlich  begrenzte,  längstens  sechs  Monate
 dauernde  Beschäftigung  zum  Zwecke  der  Qua-
 lifizierung bei einem anderen Arbeitgeber.

 Bei  der  Festlegung  von  Maßnahmen  nach  Satz  3
 Nummer  1  und  2  ist  die  Agentur  für  Arbeit  zu
 beteiligen.  Nimmt  der  Arbeitnehmer  während  sei-
 ner  Beschäftigung  in  einer  betriebsorganisatorisch
 eigenständigen  Einheit  an  einer  Qualifizierungs-
 maßnahme  teil,  die  das  Ziel  der  anschließenden  Be-
 schäftigung  bei  einem  anderen  Arbeitgeber  hat,
 steht  bei  Nichterreichung  dieses  Zieles  die  Rück-
 kehr  des  Arbeitnehmers  in  den  bisherigen  Betrieb
 seinem  Anspruch  auf  Transferkurzarbeitergeld
 nicht entgegen.“

 f)  Absatz 9 wird wie folgt gefasst:

 „(9)  Der  Arbeitgeber  übermittelt  der  Agentur  für
 Arbeit  monatlich  mit  dem  Antrag  auf  Transferkurz-
 arbeitergeld  die  Namen  und  die  Sozialversiche-
 rungsnummern  der  Bezieher  von  Transferkurzarbei-
 tergeld,  die  bisherige  Dauer  des  Transferkurzarbei-
 tergeldbezugs,  Daten  über  die  Altersstruktur  sowie
 die  Abgänge  in  Erwerbstätigkeit.  Mit  der  ersten
 Übermittlung  sind  zusätzlich  Daten  über  die  Struk-
 tur  der  betriebsorganisatorisch  eigenständigen  Ein-
 heit  sowie  die  Größe  und  die  Betriebsnummer  des
 personalabgebenden Betriebs mitzuteilen.“

 12.  In  §  296  Absatz  4  Satz  1  wird  das  Wort  „Arbeitssuchen-
 der“ durch das Wort „Arbeitsuchender“ ersetzt.

 13.  In  §  297  Nummer  1  wird  das  Wort  „Arbeitssuchender“
 durch das Wort „Arbeitsuchender“ ersetzt.

 14.  §  345b wird wie folgt geändert:

 a)  In  der  Überschrift  werden  die  Wörter  „freiwilliger
 Weiterversicherung“  durch  die  Wörter  „einem  Ver-
 sicherungspflichtverhältnis auf Antrag“ ersetzt.

 b)  Satz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  1  wird  die  Angabe  „§  28a  Abs.  1
 Satz  1  Nr.  1“  durch  die  Wörter  „§  28a  Absatz  1
 Nummer 1“ ersetzt.

 bb)  In  Nummer  2  werden  die  Wörter  „§  28a  Abs.  1
 Satz  1  Nr.  2  und  3“  durch  die  Wörter  „§  28a  Ab-
 satz  1  Nummer  2  und  3“  ersetzt  und  die  Wörter
 „von 25 Prozent“ gestrichen.

 c)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

 „Abweichend  von  Satz  1  Nummer  2  gilt  in  Fällen
 des  §  28a  Absatz  1  Nummer  2  bis  zum  Ablauf  von
 einem  Kalenderjahr  nach  dem  Jahr  der  Aufnahme
 der  selbständigen  Tätigkeit  als  beitragspflichtige
 Einnahme  ein  Arbeitsentgelt  in  Höhe  von  50  Pro-
 zent der monatlichen Bezugsgröße.“

 15.  §  349a wird wie folgt geändert:

 a)  In  der  Überschrift  werden  die  Wörter  „freiwilliger
 Weiterversicherung“  durch  die  Wörter  „einem  Ver-
 sicherungspflichtverhältnis auf Antrag“ ersetzt.

 b)  Folgender Satz wird angefügt:

 „§  24  des  Vierten  Buches  findet  keine  Anwendung.“

 16.  In  §  352a  werden  nach  den  Wörtern  „zum  Antragsver-
 fahren,“  die  Wörter  „zur  Kündigung,“  eingefügt  und
 die  Wörter  „freiwilliger  Weiterversicherung“  durch  die
 Wörter  „einem  Versicherungspflichtverhältnis  auf  An-
 trag (§  28a)“ ersetzt.

 17.  In  §  417  Satz  1  Nummer  6  wird  die  Angabe  „2010“
 durch die Angabe „2011“ ersetzt.

 18.  In  §  421f  Absatz  5  wird  die  Angabe  „2010“  durch  die
 Angabe „2011“ ersetzt.

 19.  §  421j Absatz 7 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  1  wird  die  Angabe  „2011“  durch  die  Angabe
 „2012“ ersetzt.

 b)  In  Satz  2  wird  die  Angabe  „2012“  durch  die  Angabe
 „2013“ ersetzt.

 20.  In  §  421q  wird  die  Angabe  „2010“  durch  die  Angabe
 „2013“ ersetzt.

 21.  Dem §  421r Absatz 11 wird folgender Satz angefügt:

 „Abweichend  von  Satz  1  sind  in  den  Fällen  des  Absat-
 zes  1  Satz  4  Nummer  2  Ausbildungen  förderungsfähig,
 die  spätestens  am  31.  Dezember  2013  begonnen  wer-
 den.“

 22.  §  421t wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  Die  Angabe  „31.  Dezember  2010“  wird  durch
 die Angabe „31. März 2012“ ersetzt.

 bb)  In  Nummer  3  werden  die  Wörter  „in  mindes-
 tens  einem  Betrieb  des  Arbeitgebers“  und  die
 Wörter  „in  einem  Betrieb  auch  für  alle  anderen
 Betriebe des Arbeitgebers“ gestrichen.

 b)  In  Absatz  2  wird  die  Angabe  „31.  Dezember  2010“
 durch die Angabe „31. März 2012“ ersetzt.

 c)  In  Absatz  3  Satz  1  wird  die  Angabe  „31.  Dezember
 2010“ durch die Angabe „31. März 2012“ ersetzt.

 d)  Die Absätze 4 und 5 werden aufgehoben.

 e)  In  Absatz  7  zweiter  Halbsatz  wird  die  Angabe
 „31.  Dezember  2010“  durch  die  Angabe  „31.  März
 2012“ ersetzt.

 23.  Nach §  434t wird folgender §  434u eingefügt:

 „§  434u

 Beschäftigungschancengesetz

 (1)  Personen,  die  als  Selbständige  oder  Auslandsbe-
 schäftigte  vor  dem  1.  Januar  2011  ein  Versicherungs-
 pflichtverhältnis  auf  Antrag  nach  §  28a  in  der  bis  zum
 31.  Dezember  2010  geltenden  Fassung  begründet  ha-
 ben,  bleiben  in  dieser  Tätigkeit  oder  Beschäftigung
 über  den  31.  Dezember  2010  versicherungspflichtig
 nach  §  28a  in  der  ab  dem  1.  Januar  2011  an  geltenden
 Fassung.  Sie  können  die  Versicherungspflicht  auf  An-
 trag  bis  zum  31.  März  2011  durch  schriftliche  Erklä-
 rung  gegenüber  der  Bundesagentur  rückwirkend  zum
 31. Dezember 2010 beenden.

 (2)  Abweichend  von  §  345b  Satz  1  Nummer  2  und
 Satz  2  gilt  als  beitragspflichtige  Einnahme  für  alle  Selb-
 ständigen  und  Auslandsbeschäftigten,  die  in  einem
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Versicherungspflichtverhältnis  auf  Antrag  stehen,  vom
 1.  Januar  2011  bis  zum  31.  Dezember  2011  ein  Arbeits-
 entgelt  in  Höhe  von  50  Prozent  der  monatlichen  Be-
 zugsgröße.  §  345b  Satz  1  Nummer  2  und  Satz  2  in  der
 vom  1.  Januar  2011  geltenden  Fassung  ist  insoweit
 nicht anzuwenden.“

 Artikel 2

 Änderung des
 Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes

 In  §  11  Absatz  4  Satz  3  des  Arbeitnehmerüberlassungsge-
 setzes  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  3.  Februar
 1995  (BGBl.  I  S.  158),  das  zuletzt  durch  …  (BGBl.  I  S.  …)
 geändert  worden  ist,  wird  die  Angabe  „31.  Dezember  2010“
 durch die Angabe „31. März 2012“ ersetzt.

 Artikel 3

 Änderung des Fünften Gesetzes zur Änderung
 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch –
 Verbesserung der Ausbildungschancen

 förderungsbedürftiger junger Menschen

 In  Artikel  4  Absatz  2  des  Fünften  Gesetzes  zur  Änderung
 des  Dritten  Buches  Sozialgesetzbuch  –  Verbesserung  der
 Ausbildungschancen  förderungsbedürftiger  junger  Men-
 schen  vom  26.  August  2008  (BGBl.  I  S.  1728)  wird  die
 Angabe „2016“ durch die Angabe „2018“ ersetzt.

 Artikel 4

 Inkrafttreten

 Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.
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Begründung
 A. Allgemeiner Teil

 Das  Beschäftigungschancengesetz  wird  in  seiner  Grundaus-
 richtung  durch  den  Übergang  vom  Krisenmanagement  zu
 einer  Phase  mit  Wirtschafts-  und  Beschäftigungswachstum
 bestimmt.  Mit  den  einzelnen  gesetzlichen  Regelungen  des
 Gesetzes  sollen  die  Beschäftigung  erhaltende  Wirkung  der
 Arbeitsmarktpolitik  für  einen  überschaubaren  Zeitraum  ab-
 gesichert  werden  und  neue  Beschäftigungsmöglichkeiten  er-
 schlossen werden.

 Seit  Beginn  der  Wirtschafts-  und  Finanzkrise  konnte  der
 deutsche  Arbeitsmarkt  durch  die  Kurzarbeit  stabilisiert  wer-
 den.  Ein  Ansteigen  der  Arbeitslosigkeit  in  größerem  Umfang
 wurde  verhindert.  Obwohl  in  einigen  Bereichen  der  Wirt-
 schaft  die  wirtschaftliche  Erholung  nun  bereits  wieder  einge-
 setzt  hat,  sind  andere  Unternehmen  noch  über  das  Jahr  2010
 hinaus  von  Auftragsrückgängen  betroffen.  Auch  diese  Be-
 triebe  müssen  dabei  unterstützt  werden,  ihre  nicht  ausgelas-
 teten  Belegschaften  über  die  Krise  hinweg  zu  halten  und  da-
 mit  anderenfalls  notwendige  Entlassungen  zu  vermeiden.
 Die  Sonderregelungen  zur  Kurzarbeit  sind  daher  zu  verlän-
 gern.

 Als  Auswirkung  der  Wirtschaftskrise  wie  auch  im  Zuge
 der  Globalisierung  finden  in  den  unterschiedlichsten  Wirt-
 schaftszweigen  Anpassungsprozesse  statt,  die  strukturver-
 ändernd  wirken  und  zu  Personalabbau  führen.  Für  diese
 Problemlage  bietet  das  Arbeitsförderungsrecht  mit  den
 Transferleistungen  eine  adäquate  Lösung.  Um  den  Heraus-
 forderungen  des  Strukturwandels  in  Zukunft  noch  besser  be-
 gegnen  zu  können,  werden  die  Förderung  der  Teilnahme  an
 Transfermaßnahmen  und  das  Transferkurzarbeitergeld  opti-
 miert.

 Die  mit  den  Arbeitsmarktreformen  –  befristet  bis  zum
 31.  Dezember  2010  –  eingeführte  Möglichkeit  für  Auslands-
 beschäftigte  und  Arbeitslose,  die  eine  selbständige  Existenz
 gründen,  um  ihre  Arbeitslosigkeit  zu  beenden,  in  der  Ar-
 beitslosenversicherung  ein  Versicherungspflichtverhältnis
 auf  Antrag  einzugehen  (freiwillige  Weiterversicherung),
 wird  unter  Berücksichtigung  der  gewonnenen  Erfahrungen
 fortgeführt.  Die  Möglichkeit  der  freiwilligen  Weiterversi-
 cherung  für  Existenzgründer  trägt  dazu  bei,  Hemmnisse  für
 den  Schritt  in  die  Selbständigkeit  zu  überwinden  und  so  eine
 Erwerbstätigkeit zu ermöglichen.

 Um  im  Übergang  zum  Aufschwung  bestimmte  Arbeits-
 marktinstrumente  zunächst  unverändert  weiter  einsetzen  zu
 können  und  eine  ganzheitliche  Überprüfung  aller  Arbeits-
 marktinstrumente  im  Jahr  2011  zu  ermöglichen,  sollen  zeit-
 lich  befristete  Regelungen  bis  zum  Abschluss  der  Überprü-
 fung  der  Instrumente  der  Arbeitsförderung  zunächst
 verlängert werden. Dies sind:

 –  Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer,

 –  Eingliederungszuschuss für Ältere,

 –  Weiterbildung  beschäftigter  älterer  Arbeitnehmer  in
 KMU,

 –  erweiterte Berufsorientierung,

 –  Ausbildungsbonus bei Insolvenz.

 Gesetzgebungskompetenz

 Die  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes,  insbesondere
 hinsichtlich  der  Änderungen  des  Dritten  Buches  Sozialge-
 setzbuch  (SGB  III)  und  deren  Folgeänderungen,  ergibt  sich
 aus  Artikel  74  Absatz  1  Nummer  12  des  Grundgesetzes  (So-
 zialversicherung  einschließlich  der  Arbeitslosenversiche-
 rung).

 Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Durch  die  Einführung  einer  unbefristeten  freiwilligen  Wei-
 terversicherung  in  der  Arbeitslosenversicherung  sowie  der
 Änderungen  und  Verlängerungen  der  folgenden  Pflichtleis-
 tungen  ergeben  sich  für  die  Bundesagentur  für  Arbeit  (BA)
 Mehrkosten  von  insgesamt  rund  690  Mio.  Euro  in  den  Jahren
 2011  bis  2014.  Dabei  stehen  in  der  Summe  Mehrkosten  in
 den  Jahren  2011  und  2012  Einsparungen  in  den  Jahren  2013
 und  2014  gegenüber.  Minderausgaben  beim  Arbeitslosen-
 geld  infolge  der  Vermeidung  von  Arbeitslosigkeit  insbeson-
 dere durch Kurzarbeit wurden hierbei nicht berücksichtigt.

 a)  Versicherungspflichtverhältnis  auf  Antrag  in  der  Arbeits-
 losenversicherung

 Durch  die  Einführung  einer  unbefristeten  freiwilligen  Wei-
 terversicherung  in  der  Arbeitslosenversicherung  ergeben
 sich  für  die  BA  zusätzliche  Beitragseinnahmen  der  Versi-
 cherten  sowie  Mehrausgaben  für  Arbeitslosengeld  im  Falle
 von  Arbeitslosigkeit.  Bei  den  Berechnungen  wird  ab  dem
 Jahr  2011  von  rund  210  000  freiwillig  Weiterversicherten,
 einem  monatlichen  Kopfsatz  für  Arbeitslosengeld  von  1  700
 Euro  und  rund  7  600  Beziehern  von  Arbeitslosengeld  ausge-
 gangen.  Dies  entspricht  dem  Anteil  der  Bezieher  von  Ar-
 beitslosengeld  im  Jahr  2009,  die  zumindest  in  einem  Monat
 freiwillig  versichert  waren,  am  geschätzten  Bestand  der  frei-
 willig  Versicherten  im  Jahr  2009.  Durch  die  Ausgaben  für
 Arbeitslosengeld  entstehen  zusätzliche  Einnahmen  der
 Kranken-,  Renten-  und  Pflegeversicherung.  Ein  Teil  dieser
 zusätzlichen  Einnahmen  kann  dabei  in  die  private  Vorsorge
 fließen, insbesondere für Alterssicherung.

 In  der  Summe  übersteigen  ab  dem  Jahr  2012  die  Mehrein-
 nahmen  der  BA  mit  166  Mio.  Euro  die  Mehrausgaben  von

 – in Mio. Euro –  2011  2012  2013  2014

 Mehrkosten Bundes-
 agentur für Arbeit

 777  44  –66  –66

 Freiwillige Weiter-
 versicherung

 63  –11  –11  –11

 Transfermaßnahmen  –5  –5  –5  –5

 Transfer-
 kurzarbeitergeld

 –50  –50  –50  –50

 Entgeltsicherung für
 ältere Arbeitnehmer

 59

 Sonderregelungen
 Kurzarbeitergeld

 710  110
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155  Mio.  Euro  um  11  Mio.  Euro  jährlich.  Sollte  der  Anteil
 der  Bezieher  von  Arbeitslosengeld  in  den  kommenden
 Jahren  ansteigen  und  sich  dem  Anteil  aller  Versicherten  an-
 nähern,  würden  sich  die  Mehreinnahmen  und  -ausgaben  in
 etwa  ausgleichen.  Für  die  übrigen  Sozialversicherungen  er-
 geben  sich  Mehreinnahmen  von  rund  65  Mio.  Euro  jährlich.

 Mehreinnahmen  und  -ausgaben  der  BA  und  der  Sozialver-
 sicherungen  aufgrund  der  freiwilligen  Weiterversicherung  in
 Mio. Euro:

 Zudem  ergeben  sich  nicht  näher  bezifferbare  Minderausga-
 ben  für  Bund  und  Kommunen  in  der  Grundsicherung  für  Ar-
 beitsuchende,  da  ein  Teil  der  Bezieher  von  Arbeitslosengeld
 andernfalls  Arbeitslosengeld  II  beantragen  würde.  Dies  wür-
 de  die  Mehreinnahmen  der  Sozialversicherungen  leicht  ver-
 ringern,  da  auch  für  Arbeitslosengeld-II-Bezieher  Beiträge
 zu  Sozialversicherungen  geleistet  werden,  jedoch  deutlich
 geringere als beim Arbeitslosengeld.

 b) Transfermaßnahmen

 Die  gesetzlichen  Änderungen,  insbesondere  das  Ende  der
 Förderung  von  Maßnahmen  zur  Feststellung  der  Eingliede-
 rungsaussichten  durch  Dritte,  führen  zu  einer  Reduzierung
 der  Maßnahmekosten  und  einem  effizienteren  Maßnahme-
 einsatz.  Bei  einer  Einsparung  von  einem  Drittel  würden  sich
 die  Minderausgaben  auf  rund  5  Mio.  Euro  jährlich  belaufen.

 c) Transferkurzarbeitergeld

 Durch  Qualitätsmanagement  und  Effizienzgewinne  soll  ins-
 besondere  die  Bezugszeit  des  Transferkurzarbeitergeldes
 verkürzt  werden.  Bei  einer  durchschnittlichen  Bezugsdauer
 von  sechs  Monaten  würde  die  Verringerung  der  Dauer  um
 einen  Monat  Minderausgaben  von  knapp  50  Mio.  Euro  jähr-
 lich zur Folge haben.

 d) Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer

 Durch  die  Verlängerung  der  Entgeltsicherung  für  ältere  Ar-
 beitnehmer  um  ein  Jahr  entstehen  voraussichtliche  Mehrkos-
 ten  in  Höhe  von  59  Mio.  Euro.  Dies  entspricht  den  Ausgaben
 für das Jahr 2009.

 e) Regelungen zum Kurzarbeitergeld

 Die  Verlängerung  der  Regelungen  beim  Kurzarbeitergeld
 führen  im  Jahr  2011  zu  Ausgaben  der  BA  von  insgesamt  710
 Mio.  Euro.  Für  das  Jahr  2012  sind  wegen  der  sinkenden
 Anzahl  an  Kurzarbeitern  und  der  bis  Ende  März  befristeten
 Regelung  Ausgaben  bei  der  Bundesagentur  für  Arbeit  von
 insgesamt  110  Mio.  Euro  zu  erwarten.  Diese  Schätzungen

 umfassen  die  50-prozentige  Erstattung  der  Sozialversiche-
 rungsbeiträge  bei  Kurzarbeit  in  den  ersten  sechs  Monaten
 des  Leistungsbezugs  sowie  die  100-prozentige  Erstattung
 der  Sozialversicherungsbeiträge  für  Zeiten  der  Qualifizie-
 rung  während  der  Kurzarbeit  und  ab  dem  7.  Monat  des  Leis-
 tungsbezugs,  die  Regelung  zur  Bemessung  von  Kurz-
 arbeitergeld,  die  Auswirkungen  der  Erleichterungen  der
 gesetzlichen  Voraussetzungen  für  Kurzarbeit  sowie  die
 Gleichstellung  von  Konjunkturkurzarbeitergeld  und  Saison-
 kurzarbeitergeld.  Die  damit  möglicherweise  verbundenen
 Minderausgaben  für  Leistungen  des  Arbeitslosengeldes
 durch  Vermeidung  von  Arbeitslosigkeit  können  nicht  genau
 beziffert  werden,  dürften  aber  einen  großen  Teil  der  Mehr-
 ausgaben kompensieren.

 Neben  den  beschriebenen  Änderungen  werden  weitere  ge-
 setzliche  Regelungen  verändert  beziehungsweise  verlängert,
 siehe  die  Buchstaben  f  bis  i.  Diese  betreffen  jedoch  Ermes-
 sensleistungen  des  Zweiten  und  Dritten  Buches  Sozial-
 gesetzbuch.  Aufwendungen  für  diese  Leistungen  (außer  bei
 Buchstabe  h)  werden  dadurch  ausgeglichen,  dass  andere  Er-
 messensleistungen  im  entsprechenden  Eingliederungstitel
 weniger  stark  in  Anspruch  genommen  werden.  Die  Gesamt-
 ausgaben  werden  daher  nicht  erhöht.  Die  Einsparungen  bei
 den passiven Leistungen werden nicht dargestellt.

 f) Eingliederungszuschuss für Ältere

 Bei  einer  Verlängerung  des  Förderzeitraums  um  ein  Jahr
 werden  für  diese  Eingliederungsmaßnahme  im  SGB-III-Be-
 reich  voraussichtlich  rund  290  Mio.  Euro  ausgegeben.  Das
 entspricht  den  Ausgaben  des  Jahres  2009.  Die  Eingliede-
 rungsleistungen  in  der  Grundsicherung  für  Arbeitsuchende
 betrugen im Jahr 2009 rund 140 Mio. Euro.

 g)  Erweiterte Berufsorientierung

 Es  wird  erwartet,  dass  die  Ausgaben  für  die  Verlängerung
 der  Regelung  zur  erweiterten  Berufsorientierung  in  den  Jah-
 ren  2011  bis  2013  mit  jährlich  rund  58  Mio.  Euro  ähnlich
 hoch  ausfallen  wie  im  Jahr  2009.  Sie  dürften  weiterhin  größ-
 tenteils bei der BA anfallen.

 h)  Ausbildungsbonus bei Insolvenz

 Die  Verlängerung  der  befristeten  Möglichkeit,  bei  Insolvenz,
 Stilllegung  oder  Schließung  des  ausbildenden  Betriebs  einen
 Ausbildungsbonus  für  das  die  Ausbildung  fortführende  Aus-
 bildungsverhältnis  zu  zahlen,  bis  zum  Jahr  2013  einschließ-
 lich  der  Ausfinanzierung  bis  zum  Jahr  2017  führt  zu  Mehr-
 ausgaben  der  BA  in  geschätzter  Höhe  von  insgesamt  18  Mio.
 Euro.  Grundlage  der  Berechnung  sind  Fallzahlen  aus  dem
 Jahr  2009  (rund  2  400  Eintritte),  die  für  die  Jahre  2011  bis
 2013  fortgeschrieben  werden,  sowie  Annahmen  über  die
 durchschnittliche  Länge  der  Restausbildungszeit  (1,5  Jahre
 bei  einer  regulären  Ausbildungszeit  von  drei  Jahren)  bezie-
 hungsweise  die  durchschnittliche  Förderhöhe  bei  dieser
 durchschnittlichen  Länge  der  Restausbildungszeit  (2  500
 Euro).

 i)  Regelungen  zur  Weiterbildungsförderung  beschäftigter
 älterer Arbeitnehmer in KMU

 Bei  einer  Verlängerung  des  Förderzeitraums  in  der  Weiter-
 bildungsförderung  von  älteren  Arbeitnehmern  bis  zum
 31.  Dezember  2011  ist  davon  auszugehen,  dass  im  Haushalt

 2011  2012  2013  2014

 Beitragsmehreinnah-
 men Bundesagentur
 für Arbeit

 92  166  166  166

 Mehrausgaben
 Arbeitslosengeld

 155  155  155  155

 Mehreinnahmen KV  26  26  26  26

 Mehreinnahmen RV  35  35  35  35

 Mehreinnahmen PV  3  3  3  3
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der  BA  für  das  Jahr  2011  rund  34  Mio.  Euro  benötigt  wer-
 den. Das entspricht den Ausgaben des Jahres 2009.

 j)  Die  Verlängerung  der  Regelung  zur  Bemessung  von  Ar-
 beitslosengeld  nach  Beschäftigungssicherungsvereinbarun-
 gen  führt  in  den  Jahren  2011  und  2012  zu  Mehrausgaben  bei
 der  BA  in  geringem  Umfang,  die  sich  in  ihrer  Höhe  aber
 nicht  genau  beziffern  lassen,  da  über  die  Inanspruchnahme
 der Regelung keine belastbaren Informationen vorliegen.

 k)  Die  durch  die  Änderung  des  Arbeitnehmerüberlassungs-
 gesetzes  entstehenden  Kosten  sind  in  den  Kosten  zu  Buch-
 stabe e enthalten.

 2. Vollzugsaufwand

 Die  freiwillige  Weiterversicherung  führt  zu  einem  erhöhten
 Vollzugsaufwand  bei  der  BA,  der  in  etwa  dem  Aufwand  der
 jetzigen befristeten Regelung entspricht.

 Die  Erstattung  der  Sozialversicherungsbeiträge  bei  Kurz-
 arbeit  führt  zu  einem  erhöhten  Vollzugsaufwand  bei  der  BA.
 Die  Zahl  der  Fälle,  in  denen  einer  Informationspflicht  nach
 §  323  Absatz  1  SGB  III  (Antrag  auf  Zahlung  von  Kurzarbei-
 tergeld)  nachzukommen  ist,  kann  sich  aufgrund  der  befriste-
 ten  gesetzlichen  Regelung  (§  421t  Absatz  2  SGB  III)  der  Er-
 leichterung  des  Zugangs  zu  Kurzarbeitergeld  erhöhen.  Der
 erwartete  Rückgang  der  Anzahl  der  Bezieher  von  Kurzarbei-
 tergeld  wird  insgesamt  zu  einem  deutlich  geringeren  Voll-
 zugsaufwand gegenüber den Jahren 2009 und 2010 führen.

 Die  Arbeitsuchendmeldung  der  Transferkurzarbeiter  sowie
 die  frühzeitigere  und  intensivere  Beratung  durch  die  Agentu-
 ren  für  Arbeit  führen  für  diese  zu  einem  erhöhten  Verwal-
 tungsaufwand.  Durch  die  effizientere  Vermittlung  verringert
 sich  der  Verwaltungsaufwand  für  die  anschließende  Betreu-
 ung von Arbeitslosen.

 Die  Regelungen  zur  Entgeltsicherung  für  ältere  Arbeitneh-
 mer,  zum  Eingliederungszuschuss  für  Ältere,  zur  erweiterten
 Berufsorientierung,  zum  Ausbildungsbonus  bei  Insolvenz
 und  zur  Weiterbildungsförderung  beschäftigter  älterer  Ar-
 beitnehmer  in  KMU  führen  zu  einem  erhöhten  Vollzugsauf-
 wand,  der  in  etwa  dem  Aufwand  der  jetzigen  befristeten
 Regelungen entspricht.

 Sonstige Kosten

 Auswirkungen  auf  das  Preisniveau,  insbesondere  auf  das
 Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

 Bürokratiekosten

 Die  bislang  befristeten  Informationspflichten  zur  freiwilli-
 gen  Weiterversicherung  in  der  Arbeitslosenversicherung  und
 zu  der  Beantragung  von  Arbeitslosengeld  im  Falle  von
 Arbeitslosigkeit  werden  unbefristet  verlängert.  Neue  Infor-
 mationspflichten werden nicht eingeführt.

 Bei  der  Qualifizierung  während  der  Kurzarbeit  entstehen
 durch  das  Erfordernis  der  Anträge  und  gegebenenfalls  auch
 durch  das  Erfordernis  eines  Nachweises  bezüglich  der  Qua-
 lifizierungsmaßnahme  in  den  ersten  sechs  Monaten  des  Leis-
 tungsbezugs  den  Unternehmen  befristet  bis  31.  März  2012
 zusätzliche  Bürokratiekosten.  Allerdings  wird  der  Antrag
 auf  Erstattung  der  Sozialversicherungsbeiträge  gemeinsam
 mit  dem  Antrag  auf  Erstattung  des  Kurzarbeitergeldes  nach
 §  323  Absatz  2  SGB  III  gestellt.  Damit  ist  eine  schnelle  Er-

 stattung  der  Sozialversicherungsbeiträge  gewährleistet  und
 der  bürokratische  Aufwand  bleibt  vergleichsweise  gering.
 Zudem  kann  davon  ausgegangen  werden,  dass  die  durch  die-
 se  Regelung  befristet  entstehenden  Bürokratiekosten  durch
 die  nach  §  421t  Absatz  2  SGB  III  erleichterten  Voraussetzun-
 gen  und  der  daraus  resultierenden  Vereinfachung  der  Anzei-
 ge  des  Arbeitsausfalls  nach  §  173  SGB  III  ausgeglichen  wer-
 den.  Inwiefern  eine  Kompensation  gegenüber  den  oben
 angeführten  Bürokratiekosten  erfolgt,  kann  mangels  Quanti-
 fizierung nicht abschließend beurteilt werden.

 Für  die  Bezieher  von  Transferkurzarbeitergeld  wird  durch
 die  Arbeitsuchendmeldung  eine  zusätzliche  Informations-
 pflicht  eingeführt.  Bei  geschätzten  35  000  jährlichen  Zugän-
 gen  in  Transferkurzarbeitergeld  und  einer  Stunde  Zeitauf-
 wand  würde  die  Informationspflicht  insgesamt  zu  35  000
 Stunden Zeitaufwand der Bürger führen.

 Die  Transfergesellschaften  als  Arbeitgeber  werden  durch  die
 Neufassung  des  §  216b  Absatz  9  SGB  III  von  der  bisherigen
 halbjährlichen  Informationspflicht  an  die  Arbeitsagenturen
 befreit.  Gleichzeitig  wird  die  bestehende  monatliche  Infor-
 mationspflicht  zum  Antrag  auf  Transferkurzarbeitergeld  um
 weitere  Merkmale  ergänzt.  Im  Saldo  sollten  sich  die  Büro-
 kratiekosten ausgleichen.

 Durch  die  Regelungen  zum  Ausbildungsbonus  bei  Insol-
 venz,  zur  Weiterbildungsförderung  beschäftigter  älterer
 Arbeitnehmer  in  KMU,  zur  Entgeltsicherung  für  ältere  Ar-
 beitnehmer  sowie  zum  Eingliederungszuschuss  für  Ältere
 werden  bestehende  Informationspflichten  befristet  verlän-
 gert. Neue Informationspflichten werden nicht eingeführt.

 Gleichstellungspolitische Gesetzesfolgenabschätzung

 Die  gleichstellungspolitischen  Auswirkungen  der  Gesetzes-
 änderungen  wurden  geprüft.  Es  ergeben  sich  keine  Hinweise
 auf  eine  unterschiedliche  Betroffenheit  von  Männern  und
 Frauen.

 B. Besonderer Teil

 Zu Artikel 1  (Änderung  des  Dritten  Buches  Sozial-
 gesetzbuch)

 Zu Nummer 1  (Inhaltsübersicht)

 Zu Buchstabe a

 Folgeänderung  zur  Neufassung  der  Überschrift  des  Zweiten
 Abschnitts des Zweiten Kapitels.

 Zu Buchstabe b

 Folgeänderung zur Änderung des §  345b.

 Zu Buchstabe c

 Folgeänderung zur Änderung des §  349a.

 Zu Buchstabe d

 Folgeänderung zur Einfügung des §  434u.

 Zu Nummer 2  (§  11)

 Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung.
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Zu Nummer 3

 Anpassung  der  Abschnittsbezeichnung  an  die  Überschrift
 des §  28a.

 Zu Nummer 4  (§  28a)

 Die  mit  den  Arbeitsmarktreformen  –  befristet  bis  zum
 31.  Dezember  2010  –  eingeführte  Möglichkeit  für  Auslands-
 beschäftigte  und  Arbeitslose,  die  eine  selbständige  Existenz
 gründen,  um  ihre  Arbeitslosigkeit  zu  beenden,  in  der  Ar-
 beitslosenversicherung  ein  Versicherungspflichtverhältnis
 auf  Antrag  einzugehen  (freiwillige  Weiterversicherung),
 wird  unter  Berücksichtigung  der  gewonnenen  Erfahrungen
 fortgeführt.  Wegen  der  damit  verbundenen  inhaltlichen  Än-
 derungen  soll  die  Wirkung  der  Regelung  weiterhin  beobach-
 tet  und  innerhalb  der  nächsten  drei  Jahre  im  Rahmen  der
 Wirkungsforschung nach §  282 evaluiert werden.

 §  28a  wird  neu  strukturiert.  Absatz  1  führt  die  Personenkrei-
 se  auf,  denen  die  Möglichkeit  einer  freiwilligen  Weiterversi-
 cherung  eröffnet  wird.  Absatz  2  enthält  die  Voraussetzungen
 zur  Begründung  des  Versicherungspflichtverhältnisses  auf
 Antrag.  Absatz  3  regelt  das  Antragsverfahren  und  den
 Beginn  des  Versicherungspflichtverhältnisses.  Absatz  4
 enthält  Regelungen  für  den  Fall,  dass  während  des  Versi-
 cherungspflichtverhältnisses  auf  Antrag  weitere  Versiche-
 rungspflichttatbestände  eintreten.  Absatz  5  normiert  Beendi-
 gungstatbestände.

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  greift  im  Wesentlichen  den  bisherigen  Absatz  1
 Satz  1  auf  und  legt  wie  bisher  den  Personenkreis  fest,  der
 sich  freiwillig  weiterversichern  kann.  Im  Unterschied  zum
 bisherigen  Recht  ist  vorgesehen,  dass  auch  ein  gelegentli-
 ches  Unterschreiten  von  geringer  Dauer  des  wöchentlichen
 Tätigkeits-  und  Beschäftigungsumfangs  unbeachtlich  ist.
 Damit  wird  die  bisherige  Verwaltungspraxis  klargestellt  und
 dem  Umstand  Rechnung  getragen,  dass  insbesondere  Exis-
 tenzgründer  schwankende  Beschäftigungszeiten  haben  kön-
 nen.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  umschreibt  die  Voraussetzungen  für  die  Versiche-
 rungsmöglichkeit.  Die  Regelungen  des  Satzes  1  entsprechen
 der  bisherigen  Rechtsanwendung,  werden  aber  im  Vergleich
 zum  bisherigen  Absatz  1  Satz  2  klarer  gefasst.  Die  freiwilli-
 ge  Versicherungsmöglichkeit  knüpft  dem  Charakter  einer
 Weiterversicherung  entsprechend  weiterhin  an  eine  in  der
 Vergangenheit  erworbene  Zugehörigkeit  zur  Versichertenge-
 meinschaft  an.  Die  Zugehörigkeit  zur  Versichertengemein-
 schaft  kommt  entweder  durch  Vorversicherungszeiten,  durch
 einen  in  der  Vergangenheit  erworbenen  und  aktuell  geltend
 gemachten  Anspruch  auf  Arbeitslosengeld  oder  durch  Teil-
 nahme  an  einer  Arbeitsbeschaffungsmaßnahme  zum  Aus-
 druck.

 Im  Gegensatz  zum  bisherigen  Recht  kann  die  erforderliche
 Vorversicherungszeit  auch  durch  Zeiten  der  freiwilligen
 Weiterversicherung  erfüllt  werden.  Hierdurch  wird  der  Zu-
 gang  zur  Versicherung  flexibilisiert.  So  können  sich  zum
 Beispiel  ehemals  Auslandsbeschäftigte,  die  sich  nach  ihrer
 Rückkehr  in  das  Inland  selbständig  machen,  freiwillig
 weiterversichern.  Auch  bereits  als  Selbständige  freiwillig

 weiterversicherte  Personen  können  damit  bei  Erfüllung  der
 weiteren  Voraussetzungen  nach  einer  Unterbrechung  der
 selbständigen  Tätigkeit  wieder  Zugang  zur  Versichertenge-
 meinschaft  finden.  Um  zu  vermeiden,  dass  Selbständige  Zei-
 ten  der  freiwilligen  Versicherung  wiederkehrend  mit  Zeiten
 des  Arbeitslosengeldbezugs  verbinden,  sieht  Satz  2  vor,  dass
 nach  einem  zweimaligen  Bezug  von  Arbeitslosengeld  die  er-
 neute  Absicherung  der  gleichen  selbständigen  Tätigkeit  in
 der  Arbeitslosenversicherung  ausgeschlossen  ist.  Damit
 wird  einer  zweckwidrigen  Nutzung  der  Versicherungsmög-
 lichkeit  entgegengewirkt.  Der  Ausschlussgrund  greift  nicht,
 wenn  der  Arbeitslosengeldbezug  auf  einem  neu  entstande-
 nen  Anspruch  (vergleiche  §  147  Absatz  1  Nummer  1)  be-
 ruht.

 Zu Absatz 3

 Absatz  3  regelt  das  bisher  in  Absatz  1  Satz  3  geregelte  An-
 tragserfordernis.  Die  Antragsfrist  wird  von  einem  Monat  auf
 drei  Monate  ausgedehnt.  Dabei  handelt  es  sich  weiterhin  um
 eine  Ausschlussfrist.  Selbständige  erhalten  durch  die  Aus-
 dehnung  der  Antragsfrist  zusätzliche  Möglichkeiten,  um  in
 der  zeitintensiven  Phase  der  Existenzgründung  Kosten  und
 Nutzen  der  freiwilligen  Weiterversicherung  abzuwägen.
 Auch  für  Pflegende  bietet  die  Dreimonatsfrist  einen  zusätz-
 lichen  Zeitgewinn,  um  in  einer  für  die  Familien  oftmals  be-
 lastenden  Situation  keine  übereilten  Entscheidungen  über
 die  soziale  Sicherung  treffen  zu  müssen.  Um  den  sozialen
 Schutz  zusätzlich  auszudehnen,  beginnt  das  Versicherungs-
 pflichtverhältnis  nicht  erst  mit  der  Antragstellung.  Der  An-
 trag  wirkt  zukünftig  auf  den  längstens  drei  Monate  zurück-
 liegenden  Tag  der  Aufnahme  der  Beschäftigung  oder
 Tätigkeit zurück.

 Zu Absatz 4

 Es  wird  eine  Ruhensregelung  eingeführt.  Damit  wird  klar-
 gestellt,  dass  das  Versicherungspflichtverhältnis  auf  Antrag
 ruht,  wenn  daneben  eine  weitere  Versicherungspflicht  nach
 den  §§  25  und  26  oder  eine  Versicherungsfreiheit  nach  §  27
 (mit  Ausnahme  einer  geringfügigen  Beschäftigung)  tritt.
 Dies  ermöglicht  die  unbürokratische  Wiederaufnahme  der
 freiwilligen  Weiterversicherung,  wenn  zwischenzeitlich  ein
 anderer  Versicherungspflichttatbestand,  etwa  ein  abhängiges
 Beschäftigungsverhältnis  oder  eine  Phase  der  Kindererzie-
 hung,  nur  vorübergehend  eingetreten  ist.  Die  Ruhensrege-
 lung  dient  der  Flexibilisierung  der  Versicherungsmöglich-
 keit. Bestehende Schutzlücken werden geschlossen.

 Zu Absatz 5

 Absatz  5  normiert  die  Beendigungstatbestände.  Die  Num-
 mern  1  und  2  entsprechen  im  Wesentlichen  dem  bisherigen
 Recht.  Nummer  3  stellt  entsprechend  der  bisherigen  Rechts-
 anwendung  klar,  dass  bei  Zahlungsverzug  des  freiwillig
 Weiterversicherten  das  Versicherungspflichtverhältnis  mit
 dem  Tag  endet,  für  den  zuletzt  Beiträge  gezahlt  wurden.  Das
 Versicherungsprinzip  wird  damit  verdeutlicht.  Die  Zugehö-
 rigkeit  zur  Versichertengemeinschaft  besteht  nur  für  die
 Dauer der Beitragszahlung.

 Die  neue  Nummer  5  führt  eine  Kündigungsmöglichkeit  des
 Versicherungspflichtverhältnisses  auf  Antrag  ein.  Um  dem
 Solidargedanken  hinreichend  Rechnung  zu  tragen,  ist  eine
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Mindestzugehörigkeit  zur  Versichertengemeinschaft  von
 fünf Jahren vorgesehen.

 Zu Nummer 5  (§  38)

 Die  Änderung  korrespondiert  mit  der  in  §  216b  Absatz  4
 Satz  1  Nummer  4  neu  eingeführten  Verpflichtung,  nach  der
 sich  Bezieher  von  Transferkurzarbeitergeld  bei  der  Agentur
 für  Arbeit  arbeitsuchend  melden  müssen.  Mit  der  Ergänzung
 des  §  38  Absatz  3  Satz  1  Nummer  1  wird  sichergestellt,  dass
 die  Agentur  für  Arbeit  die  Vermittlung  zusätzlich  zu  den  Be-
 mühungen  des  Transferanbieters  fortlaufend  während  des
 gesamten  Bezugszeitraums  von  Transferkurzarbeitergeld
 durchführt.

 Zu Nummer 6  (§  43)

 Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung.

 Zu Nummer 7  (§  86)

 Redaktionelle  Anpassung  an  die  Änderung  der  Vorschrift
 durch  das  Gesetz  zur  Neuausrichtung  der  arbeitsmarktpoliti-
 schen Instrumente vom 21. Dezember 2008.

 Zu Nummer 8  (§  144)

 Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung.

 Zu Nummer 9  (§  189a)

 Redaktionelle  Berichtigung  eines  Verweises  an  die  Ände-
 rung  des  §  32b  des  Einkommensteuergesetzes  durch  das  Jah-
 ressteuergesetz 2008.

 Zu Nummer 10  (§  216a)

 Zu Buchstabe a

 Die  Änderung  in  Absatz  1  Satz  1  stellt  sicher,  dass  die  Agen-
 turen  für  Arbeit  die  Betriebsparteien  frühzeitig  über  arbeits-
 marktpolitisch  sinnvolle  Maßnahmen  zur  Eingliederung  der
 von  Arbeitslosigkeit  bedrohten  Arbeitnehmer  beraten  kön-
 nen,  zum  Beispiel  über  Vermittlung  von  Arbeit  in  Arbeit,
 ggf.  nach  vorangegangener  Qualifizierung.  Die  frühe  Bera-
 tung  soll  auch  dazu  beitragen,  dass  die  Fördervoraussetzun-
 gen  nach  §  216a  im  Interessenausgleich  und  Sozialplan  be-
 rücksichtigt  werden.  Darüber  hinaus  kann  über  die  Höhe  der
 Leistungen  nach  §  216a  sowie  das  Verfahren  informiert  wer-
 den.

 Im  Rahmen  der  frühzeitigen  Arbeitsuchendmeldung  nach
 §  38  erfolgt  die  Maßnahme  zur  Feststellung  der  Eingliede-
 rungsaussichten  (Potenzialanalyse)  durch  die  Agentur  für
 Arbeit.  Eine  weitere  Förderung  entsprechender  Maßnahmen,
 die  nach  §  216a  durch  Dritte  durchgeführt  werden,  ist  damit
 nicht  mehr  erforderlich.  Dies  stellt  die  Änderung  in  Absatz  1
 Satz 2 sicher.

 Zu Buchstabe b

 Der  bisherige  Begriff  der  aufzuwendenden  Maßnahmekos-
 ten  führte  in  einigen  Fällen  zu  unangemessen  hohen  Maß-
 nahmekosten.  Deshalb  bedarf  es  einer  Konkretisierung.
 Künftig  sind  die  erforderlichen  und  angemessenen  Maßnah-
 mekosten  Grundlage  für  die  Berechnung  des  Zuschusses.  Er-
 forderlich  sind  Maßnahmekosten,  wenn  keine  günstigere
 Maßnahme  verfügbar  ist,  durch  die  das  verfolgte  Ziel  glei-

 chermaßen  erreicht  werden  kann.  Das  Kriterium  der  Ange-
 messenheit  der  Maßnahmekosten  erlaubt  die  notwendige
 Feststellung  der  Verhältnismäßigkeit  zwischen  dem  verfolg-
 ten Ziel und den eingesetzten Mitteln.

 Zu Buchstabe c

 Redaktionelle  Folgeänderung  zur  Änderung  in  Absatz  1
 Satz  1.

 Zu Buchstabe d

 Redaktionelle  Folgeänderung  zur  Änderung  in  Absatz  1
 Satz  1.

 Zu Nummer 11  (§  216b)

 Zu Buchstabe a

 Durch  die  Änderung  wird  sichergestellt,  dass  die  Agenturen
 für  Arbeit  die  Betriebsparteien  so  früh  wie  möglich  über  die
 Fördermöglichkeiten  und  Fördervoraussetzungen  nach
 §  216b  beraten  können  (zum  Beispiel  ob  der  mit  der  Durch-
 führung  beauftragte  Transferanbieter  die  betrieblichen  Vor-
 aussetzungen  erfüllt).  Sofern  ein  Interessenausgleich  oder
 Sozialplan  ausgehandelt  wird,  ist  gewährleistet,  dass  die  Be-
 ratung  durch  die  Agenturen  für  Arbeit  vor  Abschluss  der
 Verhandlungen erfolgt.

 Die  Voraussetzung  der  Beratung  über  die  Vereinbarung  eines
 die  Integration  der  Arbeitnehmer  fördernden  Interessenaus-
 gleichs  oder  Sozialplans  betont  die  Zielrichtung  des  §  216b,
 die  Arbeitnehmer  so  früh  wie  möglich  von  Arbeit  in  Arbeit
 zu  vermitteln.  Hierdurch  soll  auch  gewährleistet  werden,
 dass  dem  Eingliederungsgedanken  besser  Rechnung  getra-
 gen werden kann.

 Zu Buchstabe b

 Durch  die  Regelung  wird  sichergestellt,  dass  der  vom  ehe-
 maligen  Arbeitgeber  beauftragte  Transferanbieter  oder  die
 im  Betrieb  geschaffene  Einheit  die  organisatorische  und  fi-
 nanzielle  Gewähr  für  eine  erfolgreiche  Eingliederungsarbeit
 bietet.

 Voraussetzung  für  eine  erfolgreiche  Eingliederungstätigkeit
 ist  –  unabhängig  von  den  Bedingungen  des  jeweiligen  Ar-
 beitsmarktes  –  vor  allem  eine  der  Anzahl  der  übernommenen
 Arbeitnehmer  entsprechende  angemessene  Infrastruktur  des
 Trägers  zur  Umsetzung  des  Eingliederungskonzepts.  Hierzu
 zählen  beispielsweise  die  Gewährleistung  eines  Betreuungs-
 schlüssels  von  mindestens  1  :  50,  der  Einsatz  von  qualifizier-
 ten  Beratern  oder  die  Anwendung  von  Anreizsystemen  zur
 frühzeitigen Arbeitsaufnahme.

 Durch  die  Regelung  über  die  ausreichende  Mittelausstattung
 wird  gewährleistet,  dass  der  beauftragte  Transferanbieter  die
 Fähigkeit  hat,  seinen  Verbindlichkeiten  nachzukommen  und
 insbesondere  die  übernommene  Eingliederungsaufgabe  zu
 erfüllen.

 Weitere  Voraussetzung  für  die  Gewährung  von  Transfer-
 kurzarbeitergeld  ist,  dass  ein  internes  Qualitätssicherungs-
 system  angewendet  wird.  Dabei  soll  zum  einen  am  Ende  der
 Maßnahmen  die  Zufriedenheit  der  Teilnehmer  und  des  ehe-
 maligen  Arbeitgebers  systematisch  erhoben  werden.  Zum
 anderen  sollen  die  Beratungsinhalte  und  Aktivitäten  sowie
 Vermittlungserfolge  und  die  Verbleibsquote  sechs  Monate
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nach  Abschluss  der  Maßnahmen  dokumentiert  werden.  Die
 Daten  zum  Maßnahmeerfolg  sollen  sowohl  dem  ehemaligen
 Arbeitgeber  als  auch  der  BA  zur  Verfügung  gestellt  werden.
 Dies  fördert  die  Transparenz  und  Vergleichbarkeit  der  ange-
 botenen  Maßnahmen  und  führt  zu  einem  effektiveren  Ein-
 satz  der  Mittel  sowohl  des  ehemaligen  Arbeitgebers  als  auch
 der BA.

 In  den  Geschäftsanweisungen  der  BA  sollen  in  Abstimmung
 mit  dem  Bundesministerium  für  Arbeit  und  Soziales  zu  die-
 sen  betrieblichen  Voraussetzungen  bundeseinheitliche  Krite-
 rien  formuliert  werden,  die  die  örtlichen  Agenturen  für
 Arbeit  in  die  Lage  versetzen,  über  das  Vorliegen  der  betrieb-
 lichen  Voraussetzungen  zu  entscheiden.  Erfüllen  Transfer-
 anbieter  nicht  die  betrieblichen  Voraussetzungen,  kann
 Transferkurzarbeitergeld künftig nicht gezahlt werden.

 Zu Buchstabe c

 Die  Änderung  verpflichtet  Bezieher  von  Transferkurzarbei-
 tergeld,  sich  bei  der  Agentur  für  Arbeit  arbeitsuchend  zu
 melden.  Mit  dieser  Arbeitsuchendmeldung  machen  Bezieher
 von  Transferkurzarbeitergeld  ihren  Anspruch  auf  Vermitt-
 lung  nach  §  35  geltend.  Unverzüglich  nach  dieser  Meldung
 hat  die  Agentur  für  Arbeit  zusammen  mit  den  Beziehern  von
 Transferkurzarbeitergeld  eine  Potenzialanalyse  nach  §  37
 Absatz  1  durchzuführen.  Dabei  werden  die  für  die  Vermitt-
 lung  erforderlichen  beruflichen  und  persönlichen  Merkmale,
 die  beruflichen  Fähigkeiten  und  die  Eignung  der  Bezieher
 von  Transferkurzarbeitergeld  festgestellt  und  Umstände  er-
 mittelt,  welche  die  berufliche  Eingliederung  erschweren.
 Der  daraus  abgeleitete  arbeitsmarktpolitische  Handlungsbe-
 darf  wird  in  einer  Eingliederungsvereinbarung  nach  §  37
 Absatz 2 festgehalten.

 Da  das  Ergebnis  dieser  Feststellungen  auch  die  Grundlage
 für  die  Eingliederungsarbeit  des  Arbeitgebers  beziehungs-
 weise  Transferanbieters  sein  wird,  entfällt  gleichzeitig  die
 bisherige  persönliche  Voraussetzung  für  den  Bezug  von
 Transferkurzarbeitergeld,  an  einer  Maßnahme  zur  Feststel-
 lung  der  Eingliederungsaussichten  teilzunehmen.  Die  Agen-
 tur  für  Arbeit  stellt  dem  Arbeitgeber  beziehungsweise  dem
 Transferanbieter  die  Ergebnisse  der  Potenzialanalyse  und  die
 Eingliederungsvereinbarung  nach  Einwilligung  des  Bezie-
 hers von Transferkurzarbeitergeld zur Verfügung.

 Von  der  Neuregelung  unberührt  bleibt  die  Verpflichtung,
 sich  nach  §  38  Absatz  1  spätestens  drei  Monate  vor  der  Be-
 endigung  des  Arbeitsverhältnisses  persönlich  bei  der  Agen-
 tur  für  Arbeit  arbeitsuchend  zu  melden.  Diese  Regelung  ist
 erforderlich,  weil  mit  einer  unterbliebenen  Arbeitsuchend-
 meldung  zu  diesem  Zeitpunkt  auch  versicherungswidriges
 Verhalten  mit  Blick  auf  einen  Anspruch  auf  Arbeitslosen-
 geld bei anschließender Arbeitslosigkeit vorliegt.

 Zu Buchstabe d

 Redaktionelle  Folgeänderung  zur  Änderung  in  Absatz  1
 Nummer 4.

 Zu Buchstabe e

 Durch  die  Änderung  wird  die  Bedeutung  der  frühzeitigen
 Beteiligung  der  Bundesagentur  für  Arbeit  betont.  Während
 der  Phase  des  Bezugs  des  Transferkurzarbeitergeldes  gilt  es,
 alle  verfügbaren  Ressourcen  zu  mobilisieren,  um  einen  mög-

 lichst  zügigen  Übergang  in  eine  Weiterbeschäftigung  zu  er-
 reichen.

 Aus  Gründen  der  Qualitätssicherung  wird  klargestellt,  dass
 als  geeignet  für  die  Weiterbildung  die  Qualifizierungsmaß-
 nahmen  angesehen  werden,  die  nach  den  §§  84  und  85  be-
 reits  für  die  Förderung  der  beruflichen  Weiterbildung  zuge-
 lassen  sind.  Hier  wird  auf  das  seit  2004  durch  Einführung  der
 Anerkennungs-  und  Zulassungsverordnung  Weiterbildung
 praktizierte  Verfahren  verwiesen.  Auf  dieser  Grundlage
 kann  auf  das  differenzierte  Angebot  der  verschiedenen  am
 Markt  tätigen  Bildungsträger  zurückgegriffen  werden.  Wie
 bisher  bleiben  betriebliche  Beschäftigungen,  die  ausdrück-
 lich  der  beruflichen  Qualifizierung  am  Arbeitsplatz  (training
 on the job) dienen, möglich.

 Bei  der  Festlegung  konkreter  Maßnahmen  zur  Qualifizie-
 rung  ist  die  Agentur  für  Arbeit  zu  beteiligen.  Es  sollte  Ein-
 vernehmen  zwischen  Transferanbieter  und  der  Agentur  für
 Arbeit  hergestellt  werden.  Hierdurch  werden  Divergenzen
 zu  regionalen  Arbeitsmarktentwicklungen  und  vorhandenen
 Bildungszielplanungen  der  Agentur  für  Arbeit  vermieden.
 Ziel  ist  es,  durch  widerspruchsfreie  Entscheidungen  eine
 Qualifizierung am Bedarf vorbei zu vermeiden.

 Zu Buchstabe f

 Mit  der  Neufassung  des  Absatzes  9  wird  die  Transparenz  im
 Leistungssystem  erhöht,  weil  die  örtlichen  Agenturen  für
 Arbeit  nun  monatlich  statistische  Meldungen  zu  wirkungsre-
 levanten  Daten  erhalten.  Darüber  hinaus  werden  mit  dem
 ersten  Antrag  Daten  zur  betriebsorganisatorisch  eigenständi-
 gen  Einheit  und  zum  personalabgebenden  Betrieb  übermit-
 telt.  Die  Auswertung  der  Daten  durch  die  Bundesagentur  für
 Arbeit  ist  erforderlich,  um  einen  möglichst  effektiven  und  ef-
 fizienten  Einsatz  von  Mitteln  der  Versichertengemeinschaft
 zu erzielen.

 Um  den  Aufwand  der  Arbeitgeber  beziehungsweise  der
 Transferanbieter  möglichst  gering  zu  halten,  wird  die  statis-
 tische  Meldung  monatlich  zusammen  mit  dem  Antrag  abge-
 geben.  Daten,  die  während  des  Bezugs  des  Transferkurzar-
 beitergeldes  unverändert  bleiben  (zum  Beispiel  Daten  zur
 Struktur  –  wie  interne  oder  externe  betriebsorganisatorisch
 eigenständige  Einheit  und  Anzahl  der  zu  Beginn  darin  zu-
 sammengefassten  Arbeitnehmer  –,  Daten  zur  Größe  oder  die
 Betriebsnummer  des  personalabgebenden  Betriebs),  müssen
 künftig  nur  einmalig  mit  dem  ersten  Antrag  mitgeteilt  wer-
 den.

 Zu Nummer 12  (§  296)

 Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung.

 Zu Nummer 13  (§  297)

 Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung.

 Zu Nummer 14  (§  345b)

 Zu Buchstabe a

 Anpassung der Überschrift an die Überschrift des §  28a.

 Zu Buchstabe b

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Folgeänderung zur Änderung des §  28a.
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Zu Doppelbuchstabe bb

 Die  Änderung  der  Angabe  ist  Folgeänderung  zur  Änderung
 des §  28a.

 Mit  der  Einführung  eines  Versicherungspflichtverhältnisses
 auf  Antrag  im  Jahr  2003  (mit  Wirkung  ab  1.  Februar  2006)
 hat  der  Gesetzgeber  die  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  beitragsfreie
 Weiterversicherung  in  Phasen  selbständiger  Tätigkeit  –  ver-
 sicherungsgerechter  –  zu  einer  beitragspflichtigen  Versiche-
 rungszeit  umgestaltet.  Deshalb  war  es  in  der  Übergangspha-
 se,  insbesondere  auch  im  Hinblick  auf  die  zum  damaligen
 Zeitpunkt  gesetzlich  geförderten  sogenannten  Ich-AGen,  ge-
 rechtfertigt,  niedrige  Beiträge  zu  erheben.  Zwischenzeitlich
 sind  die  Beiträge  zur  Arbeitsförderung  erheblich  gesenkt
 worden.  Davon  haben  auch  die  freiwillig  weiterversicherten
 Personen  profitiert.  Bei  Einführung  der  freiwilligen  Weiter-
 versicherung  hatten  Selbständige  einen  monatlichen  Beitrag
 von  39,81  Euro  (alte  Bundesländer)  und  33,56  Euro  (neue
 Bundesländer)  zu  zahlen.  Der  Beitrag  für  Auslandsbeschäf-
 tigte  betrug  bundeseinheitlich  39,81  Euro.  Der  aktuell  zu
 zahlende  Beitrag  hat  sich  für  Selbständige  auf  17,89  Euro
 (alte  Bundesländer)  und  15,19  Euro  (neue  Bundesländer)
 mehr  als  halbiert.  Gleichzeitig  sind  die  Leistungen,  die  im
 Falle  der  Arbeitslosigkeit  gewährt  werden,  stabil  geblieben.
 Den  geringeren  Beiträgen  stehen  weiterhin  Leistungen  im
 Falle  der  Arbeitslosigkeit  gegenüber,  die  im  Regelfall  je
 nach  familiärer  und  steuerrechtlicher  Situation  zwischen  800
 und  1  200  Euro  monatlich  betragen.  Hinzu  kommt  die  von
 der  BA  übernommene  soziale  Absicherung  der  Arbeitslo-
 sengeldbezieher  (Kranken-,  Pflege-  und  Rentenversiche-
 rung).

 Um  die  dauerhafte  Akzeptanz  der  freiwilligen  Weiterversi-
 cherung  bei  der  Versichertengemeinschaft  sicherzustellen,
 sind  die  Beiträge  von  Auslandsbeschäftigten  und  Existenz-
 gründern  an  diejenigen  anzupassen,  die  von  einem  durch-
 schnittlichen  Beitragszahler  erbracht  werden.  Daher  ist  als
 beitragspflichtige  Einnahme  der  Selbständigen  und  Aus-
 landsbeschäftigten  grundsätzlich  ein  Arbeitsentgelt  zugrun-
 de  zu  legen,  das  der  monatlichen  Bezugsgröße  entspricht
 (zur  Ausnahme  siehe  die  Begründung  zu  Buchstabe  c).  Da-
 mit  wird  wieder  ein  ausgewogeneres  Verhältnis  zwischen
 Beitrag  und  Leistung  hergestellt,  das  die  Leistungsfähigkeit
 der freiwilligen Weiterversicherung sichert.

 Der  von  freiwillig  weiterversicherten  Personen,  die  einen  na-
 hen  Angehörigen  pflegen,  zu  zahlende  Beitrag  bleibt  unver-
 ändert  (derzeit  7,15  Euro  –  alte  Bundesländer  –  und  6,08  Euro
 –  neue  Bundesländer  –),  um  der  besonderen  sozialpolitischen
 Bedeutung der häuslichen Pflege Rechnung zu tragen.

 Zu Buchstabe c

 Um  den  besonderen  Schwierigkeiten  während  der  unmittel-
 baren  Startphase  einer  Existenzgründung  Rechnung  zu  tra-
 gen,  zahlen  Selbständige  innerhalb  des  ersten  Jahres  nach
 Aufnahme der Tätigkeit lediglich einen hälftigen Beitrag.

 Zu Nummer 15  (§  349a)

 Zu Buchstabe a

 Anpassung der Überschrift an die Überschrift des §  28a.

 Zu Buchstabe b

 Folgeänderung zu §  28a Absatz 5 Nummer 3.

 Zu Nummer 16  (§  352a)

 Die  BA  wird  ermächtigt,  durch  Anordnung  das  Nähere  zur
 Kündigung  des  Versicherungspflichtverhältnisses  auf  An-
 trag  zu  bestimmen  (zum  Beispiel  Formerfordernis  der  Kün-
 digung).  Im  Übrigen  handelt  es  sich  um  eine  redaktionelle
 Anpassung.

 Zu Nummer 17  (§  417)

 Durch  den  demografischen  Wandel  arbeiten  zunehmend
 mehr  ältere  Beschäftigte  in  den  Unternehmen.  Gleichzeitig
 erfordern  technologische  und  strukturelle  Veränderungen  in
 der  Arbeitswelt  eine  kontinuierliche  Weiterbildung,  um  sich
 den  wandelnden  Qualifikationsanforderungen  anzupassen.
 Um  die  auch  im  internationalen  Vergleich  relativ  geringe
 Weiterbildungsbeteiligung  von  älteren  Arbeitnehmern  in
 Deutschland  weiter  zu  erhöhen,  wird  das  bis  Ende  2010  be-
 fristete  Instrument  um  ein  Jahr  verlängert.  Die  Bundesagen-
 tur  für  Arbeit  soll  damit  weiterhin  älteren  Arbeitnehmern  in
 kleinen  und  mittleren  Unternehmen  eine  geförderte  beruf-
 liche  Weiterbildung  bei  Bedarf  anbieten  können.  Damit  wird
 auch  ein  wichtiges  Ziel  der  gemeinsamen  Qualifizierungs-
 initiative  „Aufstieg  durch  Bildung“  von  Bund  und  Ländern
 unterstützt,  die  Weiterbildung  in  Deutschland  verstärkt  zu
 fördern  und  die  Weiterbildungsbeteiligung  in  den  Betrieben
 zu  erhöhen.  Die  befristete  Verlängerung  ermöglicht  es  auch,
 die  Förderleistung  in  die  geplante  Überprüfung  der  arbeits-
 marktpolitischen Instrumente einzubeziehen.

 Zu Nummer 18  (§  421f)

 Die  bisherige  Inanspruchnahme  dieses  spezifischen  Einglie-
 derungszuschusses  für  Ältere  verläuft  positiv:  Allein  im  Jah-
 resverlauf  2009  wurden  gut  52  000  Personen  über  dieses  In-
 strument  gefördert.  Die  aktuelle  Eingliederungsquote  (das
 heißt  Bestehen  einer  sozialversicherungspflichtigen  Be-
 schäftigung  sechs  Monate  nach  Auslaufen  der  Förderung)
 liegt  mit  63,8  Prozent  verhältnismäßig  hoch;  betrachtet  man
 die  Verbleibsquote,  steigt  das  Ergebnis  auf  76,6  Prozent
 (sechs  Monate  nach  Auslaufen  der  Förderung  nicht  arbeits-
 los  gemeldet).  Diese  positiven  Quoten  legen  nahe,  dass  die-
 ser  an  dem  spezifischen  Bedarf  Älterer  ausgerichtete  Lohn-
 kostenzuschuss  als  effektiver  Hebel  bei  der  Integration  in
 Arbeit  wirkt.  Detaillierte  Evaluationsergebnisse  werden  zum
 Jahreswechsel  2010/2011  erwartet  und  sollen  im  Zuge  der
 dann  anstehenden  Überprüfung  des  Instruments  gewürdigt
 werden.  Durch  die  jetzige  Verlängerung  wird  ermöglicht,  die
 Umsetzung  und  Inanspruchnahme  im  Gesamtkontext  weiter
 zu  analysieren  und  die  Ergebnisse  bei  einer  Entscheidung
 über die Zukunft des Instruments zu berücksichtigen.

 Zu Nummer 19  (§  421j)

 Den  aktuellen  Entwicklungen  zufolge  gewinnen  flexible  und
 atypische  Beschäftigungsformen  sowie  die  Anforderung  an
 Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmer,  nicht  nur  regional,
 sondern  auch  zwischen  einzelnen  Branchen  und  Berufsbil-
 dern  mobil  zu  sein,  stark  an  Bedeutung.  Das  heißt  Arbeitneh-
 merinnen  und  Arbeitnehmer  werden  immer  häufiger  ge-
 zwungen,  sich  auch  aus  vorübergehend  niedriger  entlohnten
 Stellen  neue  Perspektiven  im  Arbeitsmarkt  zu  schaffen.  Die
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Entgeltsicherung  erweist  sich  hier  seit  ihrer  Einführung  als
 hilfreiches  Instrument  zur  Flankierung  solcher  Übergänge
 am  Arbeitsmarkt.  Sie  setzt  im  Gegensatz  zu  einer  Förderung
 durch  Lohnkostenzuschüsse  auf  Seiten  der  Arbeitnehmerin-
 nen  und  Arbeitnehmer  an.  Durch  den  Zuschnitt  auf  die  Ziel-
 gruppe  der  Älteren  trägt  sie  auch  dazu  bei,  die  Erwerbsbetei-
 ligung  Älterer  zu  erhöhen  und  unterstützt  damit  die  auf
 europäischer  Ebene  gesetzten  politischen  Ziele,  die  Er-
 werbstätigenquote  bezogen  auf  Ältere  gezielt  zu  steigern.
 Aktuell  liegt  die  Verbleibsquote  bei  der  Entgeltsicherung  mit
 72,5  Prozent  relativ  hoch.  Ende  des  Jahres  2009  erhielten
 über  14  000  Personen  diese  Förderung.  Die  Verlängerung
 der  Befristung  des  Instruments  ermöglicht  zudem  weitere
 Erfahrungen  mit  diesem  erst  Mitte  des  Jahres  2007  modifi-
 zierten  Instrument  zu  sammeln  und  diese  Ergebnisse  in  eine
 Entscheidung  über  die  Zukunft  des  Instruments  einfließen  zu
 lassen.

 Zu Nummer 20  (§  421q)

 Die  im  Oktober  2007  befristet  eröffnete  Möglichkeit,  Be-
 rufsorientierungsmaßnahmen  nach  §  33  Satz  3  bis  5  abwei-
 chend  von  Satz  4  auch  über  einen  Zeitraum  von  vier  Wochen
 hinaus  und  innerhalb  der  Unterrichtszeit  durchzuführen,  hat
 sich  in  der  Praxis  bewährt.  Dies  zeigt  sich  auch  an  der  deut-
 lichen  Ausweitung  der  Maßnahmen  insbesondere  der  Län-
 der.  Im  Jahr  2009  wurden  für  Berufsorientierungsmaßnah-
 men  67,4  Mio.  Euro  ausgegeben  (2008:  52,3  Mio.  Euro,
 2007:  19,6  Mio.  Euro).  Ohne  die  Regelung  zur  erweiterten
 Berufsorientierung  betrugen  die  Ausgaben  nur  9  Mio.  Euro
 (2008:  9  Mio.  Euro,  2007:  4,8  Mio.  Euro).  Die  Teilnehmer-
 zahlen  haben  sich  ähnlich  entwickelt  (Eintritte  2009:  rund
 180  000,  2008:  rund  127  000,  2007:  rund  15  000).  Die  Ver-
 längerung  trägt  entsprechenden  Aufträgen  im  Koalitionsver-
 trag,  in  der  Qualifizierungsinitiative  von  Bund  und  Ländern
 und  im  Ausbildungspakt  Rechnung.  Dort  wurde  vereinbart,
 dass  die  Berufsorientierung  ausgebaut  wird.  Die  befristete
 Regelung  bietet  eine  größere  Flexibilität  bei  der  Unterstüt-
 zung  junger  Menschen  in  Fragen  der  Berufswahl.  Die  Ein-
 gliederungsquote  beträgt  bei  Berufsorientierungsmaßnah-
 men  insgesamt  im  August  2009  16,4  Prozent.  Systembedingt
 ist  diese  Quote  allerdings  wenig  aussagekräftig,  da  ein  Groß-
 teil  der  Geförderten  zum  Messzeitpunkt  noch  Schüler  sein
 dürften.  Denn  die  Maßnahmen  überschreiten  nach  Erfahrun-
 gen  aus  der  Praxis  im  Regelfall  ein  Jahr  nicht  und  beginnen
 bereits  in  der  Vorabgangsklasse.  Um  die  Wirkung  über  einen
 längeren  Zeitraum  besser  beurteilen  zu  können,  wird  die  Re-
 gelung  bis  Ende  des  Jahres  2013  verlängert.  Dies  schafft  den
 für  eine  Evaluation  erforderlichen  zeitlichen  Spielraum  und
 berücksichtigt  im  Hinblick  auf  die  notwendige  Kofinanzie-
 rung  die  Laufzeit  der  Förderperiode  im  Rahmen  des  Europä-
 ischen  Sozialfonds  (ESF).  Viele  Länder  nutzen  ESF-Mittel
 zur Kofinanzierung.

 Zu Nummer 21  (§  421r)

 Die  bis  Ende  des  Jahres  2010  befristete  Möglichkeit,  bei  In-
 solvenz,  Stilllegung  oder  Schließung  des  ausbildenden  Be-
 triebes  einen  Ausbildungsbonus  für  das  die  Ausbildung  fort-
 führende  Ausbildungsverhältnis  zu  zahlen,  wird  bis  Ende
 des  Jahres  2013  verlängert.  Durch  die  Förderung  soll  ein  An-
 reiz  für  die  Fortführung  von  solchen  Ausbildungsverhältnis-
 sen  auch  in  den  noch  von  der  Wirtschaftskrise  in  der  wirt-

 schaftlichen  Entwicklung  beeinflussten  Jahren  sichergestellt
 werden.

 Der  Ausbildungsbonus  in  Insolvenzfällen  ist  ein  Sonderfall
 des  Ausbildungsbonus,  der  die  Schaffung  von  zusätzlichen
 Ausbildungsplätzen  zugunsten  förderungsbedürftiger  Aus-
 bildungsuchender  aus  früheren  Schulentlassjahren  allge-
 meinbildender  Schulen  (Altbewerber)  zum  Ziel  hat.  Im  Jahr
 2009  wurden  2  456  Ausbildungsboni  in  Insolvenzfällen  be-
 willigt.

 Zu Nummer 22  (§  421t)

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Mit  Hilfe  der  Kurzarbeit  ist  es  gelungen,  trotz  der  Wirt-
 schaftskrise  Entlassungen  weitgehend  zu  verhindern.  Der
 deutsche  Arbeitsmarkt  hat  sich  im  Vergleich  zu  anderen  Län-
 dern  als  stabil  erwiesen.  Dank  des  Instrumentes  Kurzarbei-
 tergeld  wurden  bislang  Hunderttausende  Arbeitsplätze  geret-
 tet  und  damit  wertvolle  Kenntnisse  von  Mitarbeiterinnen
 und Mitarbeitern gesichert.

 Dieses  Jahr  wird  es  noch  keine  Entwarnung  am  Arbeitsmarkt
 geben.  Manche  Betriebe  erreicht  die  Krise  erst  jetzt.  Die  Si-
 cherung  von  Arbeitsplätzen  und  der  Erhalt  des  kollektiven
 Betriebswissens  bleiben  nach  wie  vor  eine  große  Herausfor-
 derung.  Die  Unternehmen  müssen  weiterhin  unterstützt  wer-
 den,  um  ihre  nicht  ausgelasteten  Belegschaften  über  die
 Krise  hinweg  halten  zu  können.  In  dieser  Situation  ist  es  be-
 sonders  wichtig,  ein  klares  Signal  für  die  Erhaltung  der  Ar-
 beitsplätze  und  Planungssicherheit  für  die  Arbeitgeber  zu
 schaffen.  Für  einen  begrenzten  Zeitraum  bis  zum  31.  März
 2012  ist  daher  die  Verlängerung  der  Sonderregelungen  beim
 Kurzarbeitergeld notwendig.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Bisher  war  es  für  eine  volle  Erstattung  der  Sozialversiche-
 rungsbeiträge  bei  Kurzarbeit  in  allen  Betrieben  eines  Arbeit-
 gebers  ausreichend,  wenn  in  mindestens  einem  Betrieb  des
 Arbeitgebers  sechs  Monate  lang  Kurzarbeit  durchgeführt
 wurde.  Diese  Privilegierung  von  Unternehmen  mit  mehreren
 Standorten  wird  mit  den  in  dieser  Regelung  enthaltenen  Än-
 derungen  abgeschafft.  Es  gelten  damit  für  Unternehmen  mit
 einem  Standtort  sowie  für  Unternehmen  mit  mehreren
 Standorten  in  Bezug  auf  die  vollständige  Erstattung  der  So-
 zialversicherungsbeiträge die gleichen Bedingungen.

 Zu Buchstabe b

 Die  Sonderregelungen,  die  sowohl  für  das  konjunkturelle
 Kurzarbeitergeld  als  auch  für  das  Saisonkurzarbeitergeld
 gelten,  werden  entsprechend  der  Verlängerung  der  Erstat-
 tung  der  Sozialversicherungsbeiträge  bei  konjunktureller
 Kurzarbeit ebenfalls bis zum 31. März 2012 verlängert.

 Zu Buchstabe c

 Die  Regelungen  zur  Erstattung  der  Sozialversicherungsbei-
 träge  bei  Bezug  von  Saisonkurzarbeitergeld  werden  ent-
 sprechend  der  Verlängerung  der  Erstattung  der  Sozialver-
 sicherungsbeiträge  bei  konjunktureller  Kurzarbeit  ebenfalls
 bis  zum  31.  März  2012  verlängert.  Damit  wird  Saisonkurz-
 arbeitergeld  hinsichtlich  der  Sonderregelungen  zum  Kurz-



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 19 – Drucksache 17/1945
arbeitergeld  weiterhin  mit  konjunkturellem  Kurzarbeitergeld
 gleichgestellt.

 Zu Buchstabe d

 Zu Absatz 4

 Im  Hinblick  auf  die  zu  erwartende  wirtschaftliche  Belebung
 wird  keine  Notwendigkeit  mehr  für  die  in  der  wirtschaftli-
 chen  Krisensituation  des  Jahres  2009  eingeführte,  sehr  weit-
 reichende  Förderregelung  gesehen,  die  der  BA  generell  die
 Finanzierung  einer  beruflichen  Weiterbildung  beschäftigter
 Arbeitnehmer  auch  ohne  erhöhtes  Arbeitsmarktrisiko  er-
 möglicht.  Mit  der  Aufhebung  der  Regelung  soll  die  berufli-
 che  Weiterbildungsförderung  beschäftigter  Arbeitnehmerin-
 nen  und  Arbeitnehmer  durch  die  BA  wieder  auf  solche
 Beschäftigte  begrenzt  werden,  die  von  Arbeitslosigkeit  be-
 droht  sind,  über  keine  abgeschlossene  Berufsausbildung  ver-
 fügen  oder  als  ältere  Arbeitnehmer  in  kleinen  und  mittleren
 Unternehmen  beschäftigt  sind.  Damit  wird  auch  der  Tat-
 sache  Rechnung  getragen,  dass  die  berufliche  Weiterbildung
 beschäftigter  Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmer  vorran-
 gig  Aufgabe  der  Arbeitgeber,  der  Arbeitnehmerinnen  und
 Arbeitnehmer beziehungsweise der Sozialpartner selbst ist.

 Zu Absatz 5

 Die  ebenfalls  im  Rahmen  der  Umsetzung  des  Konjunkturpa-
 ketes  II  eingeführte  Regelung  zu  den  erweiterten  Möglich-
 keiten  der  Weiterbildungsförderung  von  Zeitarbeitnehmern
 bei  Wiedereinstellung  bei  demselben  Verleiher  wurde  nur  in
 sehr  geringem  Umfang  in  Anspruch  genommen  und  hat  da-
 mit  in  der  Zeitarbeit  kaum  praktische  Bedeutung  erlangt.  Die
 Förderregelung  wird  daher  aufgehoben.  Wie  alle  anderen
 Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmer  können  auch  Zeit-
 arbeitnehmerinnen  und  -arbeitnehmer  bei  Vorliegen  der  ge-
 setzlichen  Fördervoraussetzungen  mit  den  allgemeinen  ar-
 beitsmarktpolitischen  Instrumenten  zur  Förderung  der
 beruflichen Weiterbildung gefördert werden.

 Zu Buchstabe e

 Die  Verlängerung  der  befristeten  Regelung  gewährleistet
 weiterhin,  dass  Arbeitnehmer,  die  trotz  einer  Arbeitszeitver-
 kürzung,  die  der  Beschäftigungssicherung  diente,  arbeitslos
 werden,  keine  Nachteile  bei  der  Bemessung  des  Arbeitslo-
 sengeldes  erfahren.  Dies  gilt  durch  die  Änderung  nun  für
 Zeiten  der  Beschäftigungssicherung,  die  Arbeitnehmer  bis
 zum 31. März 2012 zurückgelegt haben.

 Zu Nummer 23  (§  434u)

 Zu Absatz 1

 Die  Regelung  stellt  sicher,  dass  Personen,  die  bis  zum
 31.  Dezember  2010  als  Selbständige  oder  Auslandsbeschäf-
 tigte  ein  Versicherungspflichtverhältnis  auf  Antrag  einge-
 gangen  sind,  dieses  Versicherungspflichtverhältnis  auch
 ohne  erneute  Antragstellung  fortführen  können.  Diesem  Per-
 sonenkreis  wird  ein  Sonderkündigungsrecht  eingeräumt.  Da-
 mit  können  die  Selbständigen  und  Auslandsbeschäftigten,
 die  darauf  vertrauten,  dass  ihre  freiwillige  Weiterversiche-
 rung  am  31.  Dezember  2010  kraft  Gesetzes  ausläuft,  ihr  Ver-
 sicherungspflichtverhältnis  auf  Antrag  beenden.  Die  Bun-

 desagentur  für  Arbeit  informiert  im  Rahmen  ihrer
 allgemeinen  Auskunfts-  und  Beratungspflicht  den  betroffe-
 nen  Personenkreis  über  den  Fortbestand  und  die  Beendi-
 gungsmöglichkeit der Versicherungspflicht auf Antrag.

 Zu Absatz 2

 Zur  Vermeidung  unbilliger  Härten  erfolgt  die  Beitragsanpas-
 sung  für  in  der  Arbeitslosenversicherung  freiwillig  weiter-
 versicherte  Personen  (siehe  Änderung  des  §  345b)  stufen-
 weise.  Bis  zum  31.  Dezember  2011  gilt  für  alle  Selbständigen
 und  Auslandsbeschäftigten  unabhängig  vom  Zeitpunkt  der
 Tätigkeitsaufnahme  die  in  §  345b  Satz  2  geregelte  geringere
 beitragspflichtige  Einnahme.  Damit  haben  auch  bereits  frei-
 willig  weiterversicherte  Personen  ein  Jahr  lang  Zeit,  um  sich
 auf die geänderten Beitragszahlungen einzustellen.

 Zu Artikel 2  (Änderung des Arbeitnehmerüber-
 lassungsgesetzes)

 Es  handelt  sich  um  eine  Folgeänderung  zur  Änderung  des
 §  421t  SGB  III,  mit  der  die  Sonderregelungen  beim  Kurz-
 arbeitergeld  bis  zum  31.  März  2012  verlängert  werden.  Mit
 der  Verlängerung  der  Befristung  der  krisenbedingten
 Sonderregelung  in  §  11  Absatz  4  Satz  3  um  15  Monate  kann
 konjunkturelles  Kurzarbeitergeld  nach  §  169  ff.  SGB  III  und
 Saisonkurzarbeitergeld  nach  §  175  SGB  III  auch  weiterhin
 für  Leiharbeitnehmerinnen  und  -arbeitnehmer  unter  den  Be-
 dingungen  gewährt  werden,  die  für  alle  anderen  Arbeitneh-
 merinnen  und  Arbeitnehmer  gelten.  Damit  wird  auch  für  die
 Verleihunternehmen  die  Möglichkeit  erhalten,  in  der  Wirt-
 schaftskrise  bei  vorübergehenden  Auftragseinbrüchen  Leih-
 arbeitnehmerinnen  und  Leiharbeitnehmer  im  Arbeitsverhält-
 nis zu halten.

 Die  von  §  11  Absatz  4  Satz  2  in  Verbindung  mit  §  615  Satz  1
 des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  geregelte  Risikoverteilung
 zwischen  Leiharbeitnehmerinnen  und  Leiharbeitnehmern
 und  ihrem  Arbeitgeber  (Verleiher)  wird  im  Grundsatz  nicht
 verändert.  Der  Verleiher  trägt  weiterhin  grundsätzlich  das
 Risiko,  dass  er  seine  Leiharbeitnehmerinnen  und  Leiharbeit-
 nehmer  überhaupt  nicht  oder  teilweise  nicht  an  Entleiher
 verleihen  kann.  Die  Vereinbarungen  zur  vollständigen  oder
 teilweisen  Aufhebung  des  Rechts  der  Leiharbeitnehmerin-
 nen  oder  Leiharbeitnehmer  auf  Vergütung  sind  nunmehr  mit
 einer  Laufzeit  bis  längstens  zum  31.  März  2012  befristet
 möglich.

 Zu Artikel 3  (Änderung  des  Fünften  Gesetzes  zur
 Änderung  des  Dritten  Buches  Sozial-
 gesetzbuch  –  Verbesserung  der  Aus-
 bildungschancen  förderungsbedürf-
 tiger junger Menschen)

 Folgeänderung  zur  Änderung  des  §  421r  SGB  III.  Das
 Außerkrafttreten  des  Gesetzes  wird  verschoben,  um  die  Ver-
 längerung  der  Förderung  in  Insolvenzfällen  abschließen  zu
 können.

 Zu Artikel 4  (Inkrafttreten)

 Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Entwurf  des  Ge-
 setzes  auf  Bürokratiekosten,  die  durch  Informationspflichten
 begründet werden, geprüft.

 Mit  dem  Entwurf  soll  eine  Informationspflicht  für  Bürgerin-
 nen  und  Bürger  neu  eingeführt,  zwei  Informationspflichten
 der  Wirtschaft  sollen  geändert  und  eine  Informationspflicht
 der  Wirtschaft  soll  abgeschafft  werden.  Die  Bürokratiekos-
 ten,  die  aufgrund  der  beabsichtigten  Gesetzesänderungen  zu
 erwarten  sind,  sind  in  dem  Entwurf  nachvollziehbar  darge-
 stellt.  Danach  ist  für  die  Wirtschaft  nur  mit  einem  geringen
 zusätzlichen  Aufwand  zu  rechnen.  Die  Informationspflicht,
 die  für  Bürgerinnen  und  Bürger  eingeführt  werden  soll,  dürf-
 te insgesamt zu 35  000 Stunden Zeitaufwand führen.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  daher  im  Rahmen  sei-
 nes  gesetzlichen  Prüfauftrags  keine  Bedenken  gegen  das  Re-
 gelungsvorhaben.
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Anlage 3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  871.  Sitzung  am  4.  Juni  2010  be-
 schlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76  Absatz  2
 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zu Artikel 1  Nummer 5  (§  38 Absatz 3 Satz 1
 Nummer 1 SGB III),

 Nummer 10  (§  216a SGB III),
 Nummer 11  (§  216b SGB III)

 a)  Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsver-
 fahren  Regelungen  zur  Kooperation  zwischen  Trans-
 fergesellschaft  und  Bundesagentur  für  Arbeit  (BA)
 aufzustellen,  da  nach  der  Änderung  des  §  38  SGB  III
 nunmehr  auch  die  BA  für  die  Arbeitsvermittlung  im
 Transferfall zuständig ist.

 b)  Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsver-
 fahren  sicherzustellen,  dass  die  auf  Grund  der  Ände-
 rung  in  den  §§  216a  und  216b  SGB  III  u.  a.  vorgese-
 hene  Zuweisung  des  sogenannten  Profilings  von  den
 Transfergesellschaften  an  die  BA  nur  vorgenommen
 wird,  wenn  die  BA  die  zeitnahe  und  fachkundige  Be-
 treuung  der  Betroffenen  auch  bei  größeren  Transfer-
 fällen sicherstellen kann.

 B e g r ü n d u n g

 a)  Die  vorgesehene  Änderung  in  §  38  SGB  III  legt  eine
 Zuständigkeit  der  BA  für  die  Arbeitsvermittlung  auch
 im  Falle  des  Bezuges  von  Transferkurzarbeitergeld
 fest.  Dies  ist  aber  auch  Aufgabe  der  Transfergesell-
 schaft.

 Damit  die  Betreuung  der  Arbeitnehmer  in  der  Trans-
 fergesellschaft  nicht  durch  eine  doppelte  Zuständig-
 keit  erschwert  wird,  sollten  Rahmenbedingungen  für
 die  Kooperation  von  BA  und  Transfergesellschaft  ge-
 schaffen werden.

 b)  Die  Änderung  weist  das  sogenannte  Profiling,  mit
 dem  die  Fähigkeiten  und  Defizite  der  zu  vermitteln-
 den  Personen  festgestellt  werden,  in  Zukunft  der  BA
 zu.  Es  wurde  bisher  durch  die  Transfergesellschaften
 selbst  durchgeführt  und  die  Fördermaßnahmen  wur-
 den danach ausgerichtet.

 Da  Profiling  sehr  zeitaufwändig  ist  und  zeitnah  durch-
 geführt  werden  muss,  ist  bei  größeren  Transferfällen
 (z.  B.  Nokia)  nicht  ohne  Weiteres  davon  auszugehen,
 dass  die  BA  diese  Aufgabe  mit  eigenem  Personal  in
 der  gebotenen  Qualität  und  Schnelligkeit  erledigen
 kann.  Dementsprechend  müsste  die  BA  voraussicht-
 lich  externes  Personal  für  die  Durchführung  dieser
 Aufgabe  einstellen.  Die  angesetzte  Einsparung  von
 5  Mio. Euro scheint daher sehr hoch gegriffen.

 Weiterhin  wäre  durch  die  veränderte  Aufgabenzuwei-
 sung  ein  verzögerter  Informationsfluss  zur  Transfer-
 gesellschaft,  die  die  Ergebnisse  des  Profilings  umset-
 zen muss, zu befürchten.

 2.  Zu Artikel 1  Nummer 6a – neu –
 (§  77 Absatz 1 Satz 3 – neu – SGB III),
 Nummer 6b – neu –
 (§  85 Absatz 2 Satz 4 – neu – SGB III),
 Nummer 22 Buchstabe d
 (§  421t Absatz 6 SGB III)

 Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:

 a)  Nach  Nummer  6  sind  folgende  Nummern  einzufügen:

 ,6a.  Dem  §  77  Absatz  1  wird  folgender  Satz  angefügt:

 „Arbeitnehmer,  die  an  Maßnahmen  der  berufli-
 chen  Weiterbildung  in  der  Alten-  und  Kranken-
 pflege  teilnehmen,  werden  durch  Übernahme  der
 Weiterbildungskosten  gefördert,  soweit  die  Vor-
 aussetzungen nach Satz 1 vorliegen.“

 6b.  Dem  §  85  Absatz  2  wird  folgender  Satz  angefügt:

 „Abweichend  davon  ist  die  Dauer  einer  Vollzeit-
 maßnahme  der  beruflichen  Weiterbildung  auch
 dann  angemessen,  wenn  sie  nach  dem  Alten-  oder
 Krankenpflegegesetz  nicht  um  mindestens  ein
 Drittel verkürzt werden kann.“‘

 b)  Nummer 22 Buchstabe d ist wie folgt zu fassen:

 „d)  Die Absätze 4, 5 und 6 werden aufgehoben.“

 B e g r ü n d u n g

 Mit  dem  zum  5.  März  2009  in  Kraft  getretenen  Gesetz  zur
 Sicherung  von  Beschäftigung  und  Stabilität  in  Deutsch-
 land  wurde  §  421t  in  das  SGB  III  eingefügt.  Danach  ist
 abweichend  von  §  85  Absatz  2  Satz  2  SGB  III  die  Dauer
 einer  Vollzeitmaßnahme  der  beruflichen  Weiterbildung,
 die  bis  zum  31.  Dezember  2010  beginnt,  auch  dann  ange-
 messen,  wenn  sie  nach  dem  Alten-  oder  Krankenpflege-
 gesetz  nicht  um  mindestens  ein  Drittel  verkürzt  werden
 kann.  Insoweit  ist  §  85  Absatz  2  Satz  3  SGB  III  nicht  an-
 zuwenden.  Damit  können  berufliche  Weiterbildungen  in
 der  Alten-  und  Krankenpflege  für  den  gesamten  Ausbil-
 dungszeitraum  von  drei  Jahren  gefördert  werden.  Dies
 gilt  allerdings  nur  befristet  für  berufliche  Weiterbildungs-
 maßnahmen, die bis zum 31. Dezember 2010 beginnen.

 Seit  dem  1.  Januar  2006  wurden  berufliche  Weiterbil-
 dungsmaßnahmen  im  Bereich  Altenpflege  nur  noch
 zweijährig  gefördert.  Nach  §  17  des  Altenpflegegesetzes
 (AltPflG)  hatte  der  Träger  der  praktischen  Ausbildung
 der  Schülerin  oder  dem  Schüler  im  dritten  Ausbildungs-
 jahr  über  die  Ausbildungsvergütung  hinaus  die  Weiterbil-
 dungskosten  entsprechend  §  79  Absatz  1  Nummer  2  bis  4
 SGB  III  zu  erstatten,  sofern  diese  im  dritten  Ausbildungs-
 jahr anfallen.

 Nach  einer  Studie  von  Prof.  Dr.  Reinhold  Schnabel  zum
 Thema  „Zukunft  der  Pflege  in  Deutschland“  muss  sich
 der  gesamtwirtschaftliche  Aufwand  für  professionelle
 Pflegeleistungen  schon  in  naher  Zukunft  dramatisch  er-
 höhen,  um  die  wachsende  Nachfrage  zu  befriedigen.
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Selbst  wenn  in  Zukunft  Angehörige  für  die  Pflege  im
 wachsenden  Umfang  bereitstünden,  müsste  sich  dem
 Gutachten  zufolge  die  Zahl  der  professionellen  Pflege-
 kräfte  in  den  nächsten  Jahrzehnten  mehr  als  verdoppeln.
 Nach  Mitteilung  von  Einrichtungsträgern  ist  diese  Ent-
 wicklung  bereits  heute  deutlich  spürbar  –  in  vielen  Re-
 gionen  wird  Altenpflegefachpersonal  bereits  dringend
 gesucht.

 Vor  diesem  Hintergrund  wird  die  Befristung  der  berufli-
 chen  Weiterbildungsmaßnahmen  in  der  Altenpflege  nach
 dem  SGB  III,  die  sich  in  der  Vergangenheit  als  ein  erfolg-
 reiches  arbeitsmarktpolitisches  Instrument  erwiesen  und
 insbesondere  Frauen  mit  einer  breiten  Berufs-  und  Le-
 benserfahrung  eine  berufliche  Zukunft  in  der  Pflege  er-
 öffnet  hat,  sowie  deren  Ausgestaltung  als  Ermessungsleis-
 tung  durch  die  Arbeitsverwaltungen  als  nicht  zielführend
 erachtet.

 3.  Zu Artikel 1  Nummer 18a – neu –
 (§  421g Absatz 4 Satz 1 SGB III),
 Nummer 19a – neu –
 (§  421o Absatz 10 SGB III),
 Nummer 21 Buchstabe a – neu –
 (§  421r Absatz 11 SGB III)

 Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:

 a)  Nach Nummer 18 ist folgende Nummer einzufügen:

 ,18a.  In  §  421g  Absatz  4  Satz  1  wird  die  Angabe
 „2010“ durch die Angabe „2011“ ersetzt.‘

 b)  Nach Nummer 19 ist folgende Nummer einzufügen:

 ,19a.  In  §  421o  Absatz  10  wird  die  Angabe  „2010“
 durch die Angabe „2011“ ersetzt.‘

 c)  Nummer 21 ist wie folgt zu fassen:

 ,21.  §  421r Absatz 11 wird wie folgt geändert:

 a)  Die  Angabe  „2010“  wird  durch  die  Angabe
 „2011“ ersetzt.

 b)  Folgender Satz wird angefügt:

 „… <weiter wie Vorlage> …“‘

 B e g r ü n d u n g

 Der  Gesetzentwurf  weist  auf  die  Absicht  der  Bundes-
 regierung  hin,  im  Jahr  2011  alle  Arbeitsmarktinstrumente
 ganzheitlich  zu  überprüfen.  Insofern  erscheint  es  nicht
 sinnvoll,  einzelne  Instrumente  bereits  jetzt  im  Zuge  des
 Beschäftigungschancengesetzes  auslaufen  zu  lassen.  So-
 weit  es  um  den  Qualifizierungszuschuss  für  jüngere  Ar-
 beitnehmer  (§  421o  SGB  III)  oder  den  Ausbildungsbonus
 geht,  ist  dies  auch  inhaltlich  schwer  nachzuvollziehen:
 Laut  Eckpunktepapier  „Bessere  Arbeitsmarktchancen  für
 junge  Menschen  […]“  sollen  die  Grundsicherungsstellen
 zukünftig  jedem  Arbeitslosen  unter  25  Jahren  innerhalb
 von  sechs  Wochen  einen  Ausbildungs-  oder  Arbeitsplatz
 anbieten.  Auch  wenn  das  Instrument  des  Qualifizierungs-
 zuschusses  bisher  wenig  genutzt  wurde,  so  kann  es  im
 Rahmen  einer  derartigen  neuen  Zielsetzung  durchaus
 vermehrt  in  Anspruch  genommen  werden.  Eine  Verlän-
 gerung  schlägt  auch  auf  den  „Eingliederungszuschuss“
 für  denselben  Personenkreis  in  §  421p  SGB  III  durch,  der
 ansonsten ebenso auslaufen würde.

 4.  Zu Artikel 1 Nummer 21 Buchstabe a – neu –
 (§  421r Absatz 1 Satz 5 – neu – SGB III)

 In Artikel 1 ist Nummer 21 wie folgt zu fassen:

 ,21.  §  421r wird wie folgt geändert:

 a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

 „Für  Ausbildungen  nach  dem  Altenpflegegesetz
 ist  abweichend  von  Satz  3  ein  Ausbildungs-
 bonus  zu  leisten,  wenn  die  Voraussetzung  von
 Satz 4 Nummer 1 Buchstabe b vorliegt.“

 b)  Dem  Absatz  11  wird  folgender  Satz  angefügt:
 „Abweichend  von  Satz  1  …  <weiter  wie  Vorla-
 ge> …“  ‘

 B e g r ü n d u n g

 Mit  dem  Fünften  Gesetz  zur  Änderung  des  SGB  III  wur-
 de  mit  Wirkung  vom  30.  August  2008  für  die  Schaffung
 von  zusätzlichen  Ausbildungsplätzen  für  besonders  för-
 derungsbedürftige  sowie  für  förderungsbedürftige  Aus-
 zubildende  ein  „Ausbildungsbonus“  eingeführt  (§  421r
 SGB  III).  Die  Definitionen  „besonders  förderungsbe-
 dürftig“  und  „förderungsbedürftig“  stellen  primär  auf
 Auszubildende  ab,  die  bereits  im  Vorjahr  oder  früher  die
 allgemeinbildende Schule verlassen haben.

 Mit  dem  Gesetz  zur  Neuordnung  der  arbeitsmarktpoliti-
 schen  Instrumente  wurde  ab  dem  1.  Januar  2009  die
 Altenpflegeausbildung  neu  in  die  Arbeitsförderung  nach
 dem  SGB  III  aufgenommen.  Durch  diese  Ausweitung
 kann  erstmals  ab  dem  Ausbildungsjahr  2009/2010  auch
 für  Auszubildende  nach  dem  Altenpflegegesetz  ein  Aus-
 bildungsbonus nach §  421r SGB III gewährt werden.

 Insbesondere  auf  Grund  ihres  Alters  und  der  damit  ver-
 bundenen  Lebenserfahrung  zeichnen  sich  „Altbewerber“
 in  der  Altenpflege  oftmals  durch  ein  besonderes  Einfüh-
 lungsvermögen  und  eine  ausgeprägte  Sensibilität  aus,  die
 für  eine  würdevolle  und  selbstbestimmte  Pflege  und  Be-
 treuung  unabdingbar  sind.  Die  Ausweitung  des  Ausbil-
 dungsbonus  auf  Ausbildungen  nach  dem  Altenpflege-
 gesetz wird daher grundsätzlich begrüßt.

 Allerdings  kommen  für  eine  Ausbildung  nach  dem
 Altenpflegegesetz  auf  Grund  der  Anforderungen  an  die
 Bewerber  nach  §  6  AltPflG  in  der  Regel  keine  besonders
 förderungsbedürftigen  Auszubildenden  nach  §  421r  Ab-
 satz  1  Satz  1  SGB  III,  sondern  nur  förderungsbedürftige
 Auszubildende  nach  §  421r  Absatz  1  Satz  3  SGB  III  in
 Frage.  In  diesem  Bereich  wird  ein  Ausbildungsbonus
 nicht  als  Rechtsanspruch  sondern  als  Ermessensleistung
 gewährt.

 Um  den  Anreiz  für  die  Träger  der  Altenpflegeausbildung
 noch  zu  verstärken,  sollte  der  Ausbildungsbonus  für  Aus-
 bildungen  nach  dem  Altenpflegegesetz  generell  als
 Rechtsanspruch  gewährt  werden.  Dies  würde  auch  eine
 Klarstellung  hinsichtlich  landesrechtlich  eventuell  beste-
 hender  Förderprogramme  aus  dem  Europäischen  Sozial-
 fonds  (ESF)  bringen.  Eine  solche  Klarstellung  ist  not-
 wendig,  um  den  Grundsatz  der  Zusätzlichkeit  von
 ESF-Förderungen  sicherzustellen  und  um  Doppelförde-
 rungen  zu  vermeiden.  Da  der  Ausbildungsbonus  für  Aus-
 bildungen  nach  dem  Altenpflegegesetz  gemäß  §  421r
 Absatz  1  Satz  3  SGB  III  nur  als  Kannleistung  gewährt



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 23 – Drucksache 17/1945
wird,  besteht  derzeit  die  Gefahr,  dass  bestimmte  Bewer-
 bergruppen durch beide Förderprogramme fallen.

 5.  Zu Artikel 1 Nummer 21  (§  421r Absatz 11
 Satz 1a – neu – SGB III)

 In Artikel 1 ist Nummer 21 wie folgt zu fassen:

 ,21.  Dem  §  421r  Absatz  11  werden  folgende  Sätze  ange-
 fügt:

 „Dies  gilt  nicht  für  Ausbildungen  nach  dem  Alten-
 pflegegesetz.  Abweichend  von  Satz  1  …  <weiter
 wie Vorlage> ….“  ‘

 B e g r ü n d u n g

 Gemäß  §  421r  Absatz  11  SGB  III  ist  die  Förderfähigkeit
 befristet  und  gilt  nur  für  Ausbildungen,  die  frühestens  am
 1.  Juli  2008  und  spätestens  am  31.  Dezember  2010  be-
 gonnen  werden.  Vor  dem  Hintergrund  der  demografi-
 schen  Entwicklung  und  des  steigenden  Bedarfes  an  Pfle-
 gefachkräften  wird  eine  Entfristung  der  Förderung  von
 Ausbildungen  nach  dem  Altenpflegegesetz  gemäß  §  421r
 Absatz 11 SGB III als dringend erforderlich erachtet.

 6.  Zu Artikel 1 Nummer 22 Buchstabe a
 Doppelbuchstabe bb
 (§  421t Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 SGB III),
 Doppelbuchstabe cc – neu –
 (§  421t Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 – neu – SGB III)

 In  Artikel  1  Nummer  22  ist  Buchstabe  a  wie  folgt  zu  än-
 dern:

 a)  Doppelbuchstabe bb ist wie folgt zu fassen:

 ,bb)  Nummer 3 wird wie folgt geändert:

 aaa)  Die  Wörter  …  <weiter  wie  Vorlage>  …
 werden gestrichen.

 bbb)  Nach  dem  Wort  „erstattet“  wird  ein  Semi-
 kolon  gesetzt  und  folgende  Wörter  wer-
 den angefügt:

 „beim  nahtlosen  Übergang  des  Anspruchs
 auf  Kurzarbeitergeld  nach  der  Ersten  Ver-
 ordnung  zur  Änderung  der  Verordnung
 über  die  Bezugsfrist  von  Kurzarbeitergeld
 vom  29.  Mai  2009  (BGBl.  I  S.  1223)  zum
 Anspruch  auf  Kurzarbeitergeld  nach  der
 Zweiten  Verordnung  zur  Änderung  der
 Verordnung  über  die  Bezugsfrist  für  das
 Kurzarbeitergeld  vom  8.  Dezember  2009
 (BGBl.  I  S.  3855)  gelten  diese  Ansprüche
 im  Hinblick  auf  die  Erstattung  der  Sozial-
 versicherungsbeiträge  nach  dieser  Num-
 mer als einheitlicher Anspruch,“  ‘

 b)  Folgender Doppelbuchstabe ist anzufügen:

 ,cc)  Der  abschließende  Punkt  in  Nummer  4  wird
 durch  ein  Komma  ersetzt  und  folgende  Nummer
 wird angefügt:

 „5.  Auf  Antrag  des  Arbeitgebers  beginnt  abwei-
 chend  von  §  177  Absatz  3  nach  Ablauf  der
 ersten  Bezugsfrist  für  Kurzarbeitergeld  die
 zweite  Bezugsfrist  ohne  Einhaltung  einer
 Wartezeit.  Dies  gilt  nur  für  Anträge,  die  bis
 zum 30. Juni 2011 gestellt werden.“  ‘

 F o l g e ä n d e r u n g

 Nach Artikel 3 ist folgender Artikel einzufügen:

 ,Artikel 3a

 Änderung der Verordnung über die Bezugsfrist
 für das Kurzarbeitergeld

 In  §  1  Absatz  2  der  Verordnung  über  die  Bezugsfrist
 für  das  Kurzarbeitergeld  in  der  Fassung  vom  8.  Dezem-
 ber  2009  (BGBl.  I  S.  3855)  wird  die  Angabe  „31.  Dezem-
 ber 2010“ durch die Angabe „30. Juni 2011“ ersetzt.‘

 B e g r ü n d u n g

 Nach  der  geltenden  Rechtslage  beginnt  eine  neue  Be-
 zugsfrist  für  Kurzarbeitergeld  erst,  wenn  seit  dem  letzten
 Kalendermonat,  für  den  Kurzarbeitergeld  geleistet  wur-
 de,  drei  Monate  vergangen  sind  und  die  Anspruchsvor-
 aussetzungen  erneut  vorliegen  (§  177  Absatz  3  SGB  III).
 Diese  Vorschrift  soll  sicherstellen,  dass  nur  für  wirt-
 schaftlich  existenzfähige  Betriebe  Kurzarbeitergeld  ge-
 währt wird.

 Die  aktuell  besonders  starken  konjunkturellen  Störungen
 der  Gesamtwirtschaftslage  sind  in  ihrer  Intensität  und
 Dauer  so  außergewöhnlich,  dass  ihre  Auswirkungen  in
 2010/2011  nicht  alleiniger  Maßstab  für  die  Beurteilung
 der  wirtschaftlichen  Existenzfähigkeit  der  Betriebe  zur
 Ermittlung  des  erneuten  Anspruchs  auf  Kurzarbeitergeld
 sein sollten.

 Um  auch  in  2010/2011  mit  dem  Instrument  der  Kurzar-
 beit  den  Anstieg  der  Arbeitslosigkeit  weiter  dämpfen  und
 die  Konjunktur  weiter  stabilisieren  zu  können,  ist  es  not-
 wendig,  die  zwischen  der  ersten  und  zweiten  Änderungs-
 verordnung  entstehende  dreimonatige  Anspruchslücke
 für  den  Bezug  von  Kurzarbeitergeld  einmalig  aufzuhe-
 ben,  ohne  die  Überprüfung  der  wirtschaftlichen  Existenz-
 fähigkeit  der  Betriebe  grundsätzlich  in  Frage  zu  stellen.
 Die  Vorbezugszeiten  sind  beim  nahtlosen  Übergang  in
 den  „verlängerten“  Kurzarbeitergeldbezug  zu  berück-
 sichtigen.  Damit  wird  sichergestellt,  dass  die  Sozialversi-
 cherungsbeiträge  des  Arbeitgebers  nahtlos  beim  Über-
 gang  vom  Kurzarbeitergeldbezug  der  Ersten  zur  Zweiten
 Änderungsverordnung in voller Höhe erstattet werden.
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Anlage 4
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Zu Nummer 1

 Zu Buchstabe a

 Die  Bundesregierung  teilt  die  Einschätzung  des  Bundesra-
 tes,  dass  die  Vermittlungsbemühungen  der  Bundesagentur
 für  Arbeit  (BA)  und  der  Transfergesellschaft  aufeinander  ab-
 gestimmt  werden  sollten.  Da  sich  Beschäftigte  in  Transfer-
 gesellschaften  bereits  jetzt  drei  Monate  vor  der  Beendigung
 ihrer  Beschäftigung  nach  §  38  Absatz  1  SGB  III  arbeitsu-
 chend  melden  müssen,  ist  allerdings  eine  gesetzliche  Rege-
 lung  hierzu  entbehrlich.  Das  Bundesministerium  für  Arbeit
 und  Soziales  wird  den  Prozess  jedoch  auf  untergesetzlicher
 Ebene  weiter  begleiten  und  –  soweit  erforderlich  –  entspre-
 chende Hinweise im Verwaltungsvollzug geben.

 Zu Buchstabe b

 Die  Bundesregierung  teilt  die  Auffassung  des  Bundesrates,
 dass  die  Durchführung  des  Profiling  durch  die  BA  nur  erfol-
 gen  soll,  wenn  die  zeitnahe  und  fachkundige  Betreuung  der
 Betroffenen  durch  die  BA  sichergestellt  werden  kann.  Die
 Bundesregierung  wird  die  Details  zur  Durchführung  des
 Profilings im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen.

 Zu Nummer 2

 Die  Bundesregierung  lehnt  den  Änderungsvorschlag  ab.  Der
 vorgeschlagene  Rechtsanspruch  auf  eine  Weiterbildungsför-
 derung  in  der  Alten-  und  Krankenpflege  ist  arbeitsmarktpo-
 litisch  problematisch.  Ein  wesentlicher  Grundsatz  der  Ar-
 beitsförderung  ist  die  Auswahl  der  am  besten  geeigneten
 Leistung  unter  Beachtung  des  Grundsatzes  der  Wirtschaft-
 lichkeit  und  Sparsamkeit  (§  7  Satz  1  SGB  III).  Rechtsansprü-
 che  auf  Förderung  einzelner  Bildungsziele  wären  system-
 widrig.  Unabhängig  davon  hat  die  BA  in  der  Vergangenheit
 erheblich  zur  Deckung  des  Fachkräftebedarfes  durch  Um-
 schulungen  im  Pflegebereich  beigetragen.  Auch  nach  Aus-
 laufen  der  befristeten  Sonderregelung  (§  421t  Absatz  6)  ist
 die  Förderbarkeit  von  Alten-  und  Krankenpflegeumschulun-
 gen  gesichert,  da  für  das  dritte  Ausbildungsjahr  nach  dem
 Altenpflegegesetz  und  nach  dem  Krankenpflegegesetz  der
 Ausbildungsträger  eine  Ausbildungsvergütung  zahlt  und  die
 Länder  die  Schulkosten  tragen.  Damit  wird  zu  der  mit  den
 Ländern  ursprünglich  vereinbarten  fairen  Kostenteilung  zu-
 rückgekehrt  (siehe  auch  Beschluss  des  Bundesrates  vom
 29.  April  2005  –  Bundesratsdrucksache  277/05).  Die  vom
 Bundesrat  vorgeschlagene  dauerhafte  Verlagerung  der  För-
 derung  des  dritten  Ausbildungsjahres  in  der  Alten-  und
 Krankenpflegeumschulung  in  das  SGB  III  ist  daher  abzuleh-
 nen.  Nach  wie  vor  muss  außerdem  die  Fachkräftesicherung
 auch  künftig  vorrangig  über  die  Berufsausbildung  in  der
 Altenpflege erfolgen.

 Zu Nummer 3

 Zu Buchstabe a

 Die  Bundesregierung  wird  die  vom  Bundesrat  vorgeschlage-
 ne  um  ein  weiteres  Jahr  befristete  Verlängerung  der  Gel-

 tungsdauer  des  Vermittlungsgutscheins  im  weiteren  Gesetz-
 gebungsverfahren prüfen.

 Zu Buchstabe b

 Die  Bundesregierung  lehnt  den  Änderungsvorschlag  ab.  Der
 Qualifizierungszuschuss  für  jüngere  Arbeitnehmer  ist  mit
 dem  Vierten  Gesetz  zur  Änderung  des  Dritten  Buches  So-
 zialgesetzbuch  zum  1.  Oktober  2007  befristet  bis  Ende  des
 Jahres  2010  eingeführt  worden.  Die  Inanspruchnahme  ver-
 läuft  seit  Inkrafttreten  der  Regelung  schleppend  im  Gegen-
 satz  zur  Inanspruchnahme  anderer  vergleichbarer  Eingliede-
 rungszuschüsse.  Die  Tabelle  zeigt  die  Inanspruchnahme  des
 Qualifizierungszuschusses  im  vergangenen  Jahr  sowohl  für
 Zugangsdaten  als  auch  für  Bestandsdaten  (Quelle:  BA,  April
 2010).

 Eine  Verlängerung  der  Geltungsdauer  des  Qualifizierungs-
 zuschusses  für  jüngere  Arbeitnehmer  ist  aufgrund  der  gerin-
 gen  Inanspruchnahme  nicht  sinnvoll.  Erhebliche  Steigerun-
 gen  würden  auch  im  Fall  einer  Verlängerung  der  Befristung
 um  ein  Jahr  nicht  erwartet.  Das  Auslaufen  des  Instruments
 bedeutet  allerdings  nicht,  dass  eine  gleichwertige  Förderung
 nicht  mehr  möglich  ist,  da  diese  bei  Vorliegen  der  entspre-
 chenden  Voraussetzungen  entweder  durch  die  bereits  vor-
 handenen  allgemeinen  Eingliederungszuschüsse  oder  die
 Förderung  beruflicher  Weiterbildung  sichergestellt  werden
 kann.

 Zu Buchstabe c

 Die  Bundesregierung  lehnt  es  ab,  den  Ausbildungsbonus  für
 Altbewerber  zu  verlängern.  Die  Verlängerung  der  Geltungs-

 Qualifizierungs-
 zuschuss für

 jüngere Arbeitnehmer
 nach §  421o SGB III

 Zugangsdaten

 Qualifizierungs-
 zuschuss für

 jüngere Arbeitnehmer
 nach §  421o SGB III

 Bestandsdaten

  Mai 2009  40  216

  Juni 2009  46  235

  Juli 2009  34  234

  August 2009  36  238

 September  2009  64  255

  Oktober 2009  42  257

  November 2009  26  257

  Dezember 2009  37  266

  Januar 2010  22  250

  Februar 2010  26  256

  März 2010  30  248

  April 2010  21  229
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dauer  des  Ausbildungsbonus  nach  §  421r  SGB  III  für  die
 Zielgruppe  der  sog.  Altbewerber  wurde  im  Hinblick  auf  die
 noch  laufende  begleitende  Evaluation  zum  Ausbildungsbo-
 nus  nicht  in  den  Gesetzentwurf  aufgenommen.  Die  derzeit
 laufende  begleitende  Evaluation  wird  noch  vor  Abschluss
 des  Gesetzgebungsverfahrens  (vorläufige)  Forschungser-
 gebnisse  zur  Wirkung  des  Ausbildungsbonus  liefern.  Der
 Zwischenbericht  wird  dem  Deutschen  Bundestag  gemäß
 §  421r  Absatz  13  SGB  III  spätestens  zum  31.  Juli  2010  vor-
 gelegt.  Diesem  Ergebnis  sollte  nicht  vorgegriffen  werden.
 Soweit  sich  dann  Handlungsbedarf  ergibt,  kann  dies  im
 laufenden  parlamentarischen  Verfahren  noch  berücksichtigt
 werden.  Eine  Verlängerung  zum  jetzigen  Zeitpunkt  könnte
 unnötigerweise  zu  Mehrausgaben  im  Jahr  2011  führen,  so-
 fern  die  Evaluation  zu  dem  Ergebnis  führt,  dass  der  Ausbil-
 dungsbonus wirkungslos ist.

 Zu Nummer 4

 Die  Bundesregierung  lehnt  es  ab,  den  Ausbildungsbonus  für
 Ausbildungen  nach  dem  Altenpflegegesetz  generell  als
 Rechtsanspruch  zu  gewähren.  Mit  dem  Gesetz  zur  Neuaus-
 richtung  der  arbeitsmarktpolitischen  Instrumente  wurde  die
 Altenpflegeausbildung  in  die  befristete  Förderung  mit  dem
 Ausbildungsbonus  einbezogen.  Damit  sollten  Altbewerbern
 zusätzliche  Ausbildungsmöglichkeiten  auch  im  Bereich  der
 Altenpflegeausbildung  erschlossen  werden.  Die  Einbezie-
 hung  der  Altenpflege  in  das  Gesetz  hat  nicht  zum  Ziel,  die
 Träger  bzw.  Arbeitgeber  in  diesem  Bereich  zu  stärken.  Viel-
 mehr  zielt  der  Ausbildungsbonus  generell  darauf,  individu-
 elle  Vermittlungshemmnisse,  die  bei  besonders  förderungs-
 bedürftigen  und  förderungsbedürftigen  Auszubildenden
 unterschiedlich  stark  ausgeprägt  sind,  auszugleichen  und  Ar-
 beitgeber  trotz  der  Vermittlungshemmnisse  zu  animieren,
 diese  jungen  Menschen  zusätzlich  einzustellen.  Die  Pflicht-
 leistung  ist  daher  nur  am  Individuum  und  nicht  an  der  Art  des
 Ausbildungsberufs festzumachen.

 Zu Nummer 5

 Ebenfalls  abgelehnt  wird  die  Forderung,  Ausbildungen  nach
 dem  Altenpflegegesetz  unbefristet  zu  fördern:  Der  Bundes-
 rat  führt  in  seiner  Begründung  des  Änderungsvorschlages
 zutreffend  aus,  dass  der  demografische  Wandel  mittelfristig
 zu  einem  steigenden  Bedarf  an  Pflegefachkräften  führen
 wird.  Gleichzeitig  werden  demografisch  bedingt  weniger
 Absolventen  die  allgemeinbildenden  Schulen  verlassen.  Vor
 diesem  Hintergrund  ist  nicht  nachvollziehbar,  warum  ausbil-
 dende  Betriebe,  in  diesem  Fall  Träger,  zusätzlich  finanzielle
 Anreize  –  beispielsweise  den  Ausbildungsbonus  –  erhalten
 sollen,  um  sich  in  der  Ausbildung  zu  engagieren  und  eigenes
 Fachpersonal  auszubilden.  Der  Ausbildungsbonus  ist  (vgl.
 auch  die  Stellungnahme  zu  Nummer  4)  an  den  Vermittlungs-

 hemmnissen  der  jungen  Menschen  und  nicht  an  den  Bedar-
 fen einzelner Wirtschaftszweige ausgerichtet.

 Zu Nummer 6

 Zu Buchstabe a

 Die  Bundesregierung  lehnt  den  Änderungsvorschlag  ab.  Es
 entspricht  der  geltenden  Rechtslage,  dass  auch  nach  einer
 dreimonatigen  Unterbrechung  des  Bezugs  von  Kurzarbeiter-
 geld  von  Anfang  an  eine  volle  Erstattung  der  Sozialversiche-
 rungsbeiträge  möglich  ist,  wenn  zuvor  Kurzarbeit  für  min-
 destens sechs Monate durchgeführt wurde.

 Zu Buchstabe b

 Die  Bundesregierung  spricht  sich  gegen  den  Änderungsvor-
 schlag  aus.  Die  von  §  177  Absatz  3  SGB  III  abweichende
 Sonderregelung  (§  421t  Absatz  1  Satz  1  Nummer  5  –  neu  –
 SGB  III)  käme  einer  Verlängerung  der  Bezugsfrist  über
 24  Monate  (gesetzliche  Maximaldauer  für  eine  Verlänge-
 rung  durch  Verordnung)  hinaus  gleich  und  wird  daher  abge-
 lehnt.  Der  Vorschlag  des  Bundesrates  sieht  vor,  dass  ohne
 Unterbrechung  nach  Ausschöpfen  der  24-monatigen  Be-
 zugsfrist  eine  neue  Bezugsfrist  (dann  18  Monate)  beginnen
 kann.  Damit  wäre  eine  durchgehende  Bezugsfrist  von  bis  zu
 42 Monaten möglich.

 Mit  einer  solchen  Regelung  ließe  sich  der  für  das  konjunk-
 turelle  Kurzarbeitergeld  maßgebliche  vorübergehende  Ar-
 beitsausfall  kaum  noch  von  der  dauerhaften  Verminderung
 des  Arbeitsvolumens  abgrenzen.  In  der  Folge  würde  eine
 nicht  zu  rechtfertigende  erhebliche  Belastung  für  die  Bei-
 tragszahler  zur  Arbeitslosenversicherung  entstehen.  Alle
 Unternehmen  der  verschiedenen  Branchen  würden  zu  Lasten
 ihrer  eigenen  Wettbewerbsfähigkeit  verpflichtet,  dauerhafte
 Beschäftigungsprobleme  in  einzelnen  Branchen  und  Unter-
 nehmen  längerfristig  finanzieren  zu  müssen.  Die  mit  dem
 konjunkturellen  Kurzarbeitergeld  bezweckte  Brücke  über
 vorübergehende  Auftragsflauten  kann  bei  einer  Bezugsfrist
 von deutlich über zwei Jahren nicht mehr erreicht werden.

 Die  Bundesregierung  ist  davon  überzeugt,  dass  es  mit  Hilfe
 der  im  Gesetzentwurf  enthaltenen  Verlängerung  der  Sonder-
 regelungen  zum  Kurzarbeitergeld  gelingen  wird,  die  beson-
 deren  Herausforderungen  der  gegenwärtigen  wirtschaftli-
 chen Situation weiterhin zu meistern.

 Zu Nummer 6  (Folgeänderung)

 Die  Bundesregierung  lehnt  den  Änderungsvorschlag  ab.  Die
 Regelung  der  Bezugsfrist  für  Kurzarbeitergeld,  mit  der  2011
 begonnen  wird,  ist  nicht  Gegenstand  dieses  Gesetzgebungs-
 verfahrens.
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